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Die Priifungsergebnisse auf einen Blick

Risiken in Milliardenhohe: BMF kann Umsetzung
des Deutschen Aufbau- und Resilienzplans nicht
hinreichend steuern und kontrollieren

Das BMF kann die Umsetzung des Deutschen Aufbau- und Resilienzplans (DARP) durch die
Ressorts und die Lander nicht hinreichend steuern und kontrollieren. Daher kann es nicht
sicherstellen, dass Bund und Lander die im DARP festgelegten Meilensteine und Ziele er-
reichen und der Bund die EU-Mittel aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat (ARF) vollstindig
erhdlt. Es drohen Mindereinnahmen in Milliardenhéhe.

Worum geht es?

Um Mittel aus der ARF zu erhalten, miissen Bund und Lander die im DARP festgelegten Mei-
lensteine und Ziele erreichen und dies gegenlber der EU-Kommission nachweisen. Andern-
falls kann die EU-Kommission fir Deutschland vorgesehene Mittel einbehalten. Das gesamt-
verantwortliche BMF kann das Erreichen der Meilensteine und Ziele aber nicht steuern und
kontrollieren. Insbesondere fehlen finanzielle Anreize fiir die Ressorts und die Lander, ihre
MalBnahmen erfolgreich umzusetzen.

Was ist zu tun?

Die Bundesregierung sollte hier Aufgaben- und Finanzverantwortung konsequent zusam-
menfiihren, damit die fiir die Umsetzung des DARP verantwortlichen Stellen einen starken
Anreiz haben, ,ihre” Meilensteine und Ziele zu erreichen. Die fiir die Umsetzung der jeweili-
gen MaBnahmen verantwortlichen Stellen missen folglich die finanziellen Konsequenzen ei-
nes Misserfolgs tragen. Die Bundesregierung kdnnte dazu Haushaltssperren ausbringen und
die schrittweise Freigabe von Mitteln an das Erreichen geeigneter Zwischenziele knlpfen.

Was ist das Ziel?

Aus der ARF kann Deutschland insgesamt 28 Mrd. Euro abrufen, wenn alle Meilensteine und
Ziele erreicht werden. Die ARF refinanziert bereits getatigte Ausgaben, fiir die die Mitglied-
staaten in Vorleistung treten mussten. Eine solche Refinanzierung aus EU-Mitteln entlastet
den Bundeshaushalt insgesamt und schafft zusatzliche finanzielle Spielrdume. Ziel sollte da-
her sein, die Voraussetzungen dafiir zu schaffen, diese EU-Mittel vollstandig abzurufen.
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0 Zusammenfassung

Als Reaktion auf die Covid-19-Pandemie haben die EU-Mitgliedstaaten Ende 2020 den Wie-
deraufbaufonds eingerichtet und mit 750 Mrd. Euro ausgestattet. Sie kdnnen aus dem Fonds
nicht rtickzahlbare Zuschiisse und Darlehen erhalten, im Wesentlichen Gber die Aufbau- und
Resilienzfazilitat (ARF). Dazu miissen die Mitgliedstaaten gegeniliber der EU-Kommission in
nationalen Aufbau- und Resilienzpldanen darlegen, welche MalRnahmen sie damit finanzieren
wollen. Die Auszahlung dieser Mittel ist an vorab festgelegte Meilensteine und Ziele ge-
kniipft. Unter der Federflihrung des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) und des Bun-
deskanzleramtes hat die Bundesregierung den Deutschen Aufbau- und Resilienzplan (DARP)
entwickelt. Die Bundesregierung setzt den DARP seit Mitte 2021 um.

Der Bundesrechnungshof priift begleitend die Aufstellung und Umsetzung des DARP. Mit
dem vorliegenden Bericht unterrichtet er das BMF Uber strukturelle Mangel bei der Steue-
rung und Kontrolle der Umsetzung des DARP und damit auch Gber Umsetzungsrisiken, die
sich negativ auf den Bundeshaushalt auswirken kénnen. Er gibt daraus abgeleitete Empfeh-
lungen fir die avisierte Anpassung und Nachjustierung des DARP sowie darliber hinaus fir
die Einflhrung einer leistungsbasierten Budgetierung im Zusammenhang mit der Verwen-
dung von EU-Mitteln in Deutschland.

Der Bericht berticksichtigt die Entwicklungen bis zum 31. Oktober 2023 und die Stellung-
nahme des BMF zum Entwurf des Berichts. Darin hat das BMF den Feststellungen des Bun-
desrechnungshofes widersprochen und erklart, dass es tiber ausreichende Kontroll- und
Steuerungsmoglichkeiten verflige, um den DARP erfolgreich umzusetzen. Der Bundesrech-
nungshof halt die Ausfihrungen des BMF fiir nicht tiberzeugend. Er hat im Wesentlichen Fol-
gendes festgestellt:

0.1 Das BMF soll die ordnungsgemalRe Umsetzung des DARP koordinieren und kontrollie-
ren. Es richtete dazu nach EU-Vorgaben zwei voneinander unabhangige DARP-Einhei-
ten in seinem Ressortbereich ein, eine Koordinierungsstelle und eine Audit-Einheit.
Die Koordinierungsstelle tragt die Gesamtverantwortung fir die sachgerechte Umset-
zung des DARP. Die davon unabhangige Audit-Einheit soll garantieren und durch ein
eigenes Prufverfahren zertifizieren, dass die Angaben in den Zahlungsantragen an die
EU-Kommission bundesseitig gepriift wurden. Zudem soll sie Nachweise fir das Errei-
chen von Meilensteinen und Zielen priifen. Als gesamtverantwortliches Ressort muss
das BMF der EU-Kommission zudem vollen Zugriff auf die Daten ermaoglichen, die
nachweisen, dass ein Zahlungsantrag zu Recht gestellt wurde (Nummer 2).

0.2 Deutschland vereinbarte mit der EU-Kommission im DARP insgesamt 129 Meilen-
steine und Ziele, anhand derer die erfolgreiche Umsetzung der MaBnahmen gemes-
sen werden soll. Die Auszahlung der Mittel aus der ARF an Deutschland soll in fiinf
Zahlungstranchen erfolgen. Wenn Deutschland die an eine Zahlungstranche geknuipf-
ten Meilensteine und Ziele nicht vollstandig erreicht, kann die EU-Kommission einen
Teil der Tranche einbehalten. Damit entsteht ein Risiko fiir den Bundeshaushalt,
wenn Deutschland Meilensteine oder Ziele nicht erreicht (Nummer 3).
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Die Mitgliedstaaten diirfen die Mittel der ARF flir MaBRnahmen einsetzen, die sie seit
Februar 2020 durchfiihren. Der DARP besteht weit (iberwiegend aus MalRnahmen des
Corona-Konjunkturpakets. Mittel hierfir flieBen bereits seit dem Jahr 2020 aus dem
Bundeshaushalt ab. Sie werden aus der ARF refinanziert, wenn die Ressorts die ver-
einbarten Meilensteine und Ziele erreichen. Damit tragt der Bundeshaushalt das Ri-
siko einer ausbleibenden Refinanzierung aus der ARF. Mit Blick auf sich bereits ab-
zeichnende Umsetzungsprobleme kiindigte das BMF an, ausbleibende ARF-Mittel in
den Einzelplanen derjenigen Ressorts zu kompensieren, die Meilensteine und Ziele
verfehlt und hierdurch die Mindereinnahmen verursacht haben. Die Ressorts wiesen
darauf hin, dass dies grundsatzlich nicht moglich sei.

Das BMF kann seine koordinierende und kontrollierende Rolle gegeniiber den Res-
sorts nicht ausfillen. Weil die Ressorts die Mittel fir ihre MaBnahmen de facto unab-
hangig von einer erfolgreichen Umsetzung erhalten, kann das BMF das Erreichen von
Meilensteinen und Zielen in den Ressorts nicht iber finanzielle Anreize steuern. Das
BMF kann eine ausbleibende Refinanzierung der ARF bei den Ressorts auch nicht un-
mittelbar an anderer Stelle kompensieren (Nummer 5.1).

Einige MaRnahmen des DARP setzen die Lander um. Sie erhalten hierfir Finanzhilfen
des Bundes gemal} Artikel 104b und 104c Grundgesetz. Mit diesen Mitteln sollen sie
die im DARP vorgesehenen Meilensteine und Ziele erreichen. Wenn dies gelingt, er-
stattet die ARF dem Bund faktisch die Mittel, die er den Landern gewahrte. Bestim-
mungen zur Verwendung dieser Mittel legt der Bund durch zustimmungsbeddrftige
Bundesgesetze oder durch Verwaltungsvereinbarungen mit den Landern fest. Damit
kann der Bund den Landern nur solche Vorgaben zur Umsetzung der MalRnahmen
des DARP machen, mit denen die Lander einverstanden sind.

Im Ergebnis schafft die Aufnahme gemeinsamer Projekte mit den Léandern in den
DARP eine problematische Anreizstruktur. Denn der Bund kann die MaRRnahmen der
Lander nicht vollends steuern, tragt aber das Haushaltsrisiko, wenn die Léander die
vorgegebenen Meilensteine und Ziele nicht erreichen (Nummer 5.2).

Bei Finanzhilfen an die Lander nach Artikel 104b und 104c Grundgesetz verfligt der
Bund nur Uber eingeschrankte Kontrollmoglichkeiten. Bei Finanzhilfen nach Artikel
104b Grundgesetz kann die Bundesregierung Berichte und die Vorlage von Akten ver-
langen sowie Erhebungen bei allen Behdrden durchfiihren. Diese Kontrollrechte tiben
derzeit diejenigen Ressorts aus, in deren Geschaftsbereich die jeweilige MaBnahme
fallt. Bei Finanzhilfen nach Artikel 104c Grundgesetz ist die Bundesregierung zu Erhe-
bungen nicht befugt. Die Vorlage von Akten kann sie nur anlassbezogen bei Verdacht
auf eine zweckwidrige Mittelverwendung verlangen.

Es ist daher nicht sichergestellt, dass die Audit-Einheit die Angaben in Zahlungsantra-
gen vollstandig priifen und damit ihre Aufgabe gegeniiber der EU-Kommission ange-
messen ausfillen kann. Bei Finanzhilfen nach Artikel 104b Grundgesetz misste die
Audit-Einheit sich darauf verlassen, dass die umsetzenden Ressorts ihre Kontroll-
rechte voll ausschopfen. Bei Finanzhilfen nach Artikel 104c Grundgesetz kann die
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Bundesregierung generell keine Erhebungen durchfiihren. Auch einen Datenzugang
flir die EU-Kommission kann das BMF mangels eigener Erhebungsmoglichkeiten da-
mit nicht garantieren (Nummer 5.3).

Der Bundesrechnungshof empfiehlt, dass das BMF vorhandene Haushaltsinstrumente
nutzt, um die Mittelabfllisse aus dem Bundeshaushalt an die Ressorts und die Lander
sowie die Mittelzufliisse aus der ARF an den Bundeshaushalt zu harmonisieren. Ziel
muss sein, dass die Stellen, die fiir die erfolgreiche Umsetzung einer MalRnahme ver-
antwortlich sind, auch die finanziellen Konsequenzen eines Misserfolgs tragen. Das
BMF kdénnte beispielsweise Haushaltssperren einrichten und eine schrittweise Frei-
gabe von Mitteln an die Ressorts an das Erreichen von Zwischenzielen knipfen. Zu-
dem sollte das BMF dem Bundestag zum Umsetzungsstand der MalRnahmen und zum
Erreichen der Meilensteine und Ziele berichten.

Bei MaRnahmen, die der Bund gemeinsam mit den Landern durchfiihrt, sollte das
BMF Alternativen bereithalten, die gescheiterte oder gefahrdete MaBnahmen der
Lander ersetzen konnen. Sofern bei einer Anpassung des DARP LandermafRnahmen
neu aufgenommen oder aufgestockt werden sollen, sollte sich der Bund umfangrei-
che Steuerungs- und Kontrollrechte sichern. Zudem sollte er Verwaltungsvereinba-
rungen mit den Landern vor Aufnahme der jeweiligen MaBnahmen in den DARP
schlieBen. Das BMF sollte zudem bei Malnahmen der Lander die dem Bund verfas-
sungsrechtlich zustehenden Kontrollmoglichkeiten selbst wahrnehmen und diese
nicht den Ressorts liberlassen (Nummer 5.4).

Die Bundesregierung hat drei sogenannte IPCEIl in den DARP aufgenommen und mit
Meilensteinen und Zielen unterlegt. IPCEIl sollen bahnbrechende Innovationen und
Infrastrukturvorhaben in grenziiberschreitender Zusammenarbeit fordern. Die Mei-
lensteine und Ziele bei diesen IPCEl kann die Bundesregierung grotenteils erst nach
der beihilferechtlichen Genehmigung durch die EU-Kommission erreichen. Bei allen
drei IPCEI haben sich inzwischen Umsetzungsrisiken aufgrund von Verzégerungen im
Pra-Notifizierungsverfahren durch die EU-Kommission gezeigt. Die Bundesregierung
mochte auf die Verzégerungen reagieren, indem sie bei der Anpassung des DARP die
Umsetzungsfristen bei verzogerten Meilensteinen und Zielen verlangert. Einige Fris-
ten fallen aber bereits mit dem Laufzeitende der ARF im Jahr 2026 zusammen. Hier
ist eine Fristverlangerung nicht moglich.

Die Bundesregierung kann die planmaRige Umsetzung der IPCEI nicht steuern. Denn
die EU-Kommission entscheidet mit der Bewilligung der Beihilfe (iber eine wesentli-
che Erfolgsvoraussetzung. Das Erreichen der Meilensteine und Ziele hangt also von
Faktoren ab, die die Bundesregierung nicht beeinflussen kann. Mit der Aufnahme der
IPCEl in den DARP sind daher erhebliche Risiken fiir den Bundeshaushalt verbunden.

Bei der Anpassung des DARP sollte die Bundesregierung priifen, ob sie Mittel aus den
IPCEIl in andere MalRnahmen umschichten und die IPCEIl — soweit moglich — aus ande-
ren EU-Programmen oder aus dem EU-Haushalt finanzieren kann. Dadurch kénnte sie
die Risiken fur den Bundeshaushalt reduzieren (Nummer 6).



1 Vorbemerkungen

Als Reaktion auf die Covid-19-Pandemie haben die EU-Mitgliedstaaten (Mitgliedstaaten)
Ende 2020 den Wiederaufbaufonds mit einem Gesamtvolumen von 750 Mrd. Euro?! einge-
richtet.? Aus dem Fonds kdnnen sie auf Antrag nicht riickzahlbare Zuschiisse und Darlehen
erhalten. Die EU-Kommission reicht diese Mittel (iber verschiedene EU-Programme aus, im
Wesentlichen iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitdt (ARF).3 Mit insgesamt 672,5 Mrd. Euro®
flieRen fast 90 % der Fondsmittel in dieses Instrument. Mit der ARF méchte die Europdische
Union ein hoheres Wirtschaftswachstum erreichen, die wirtschaftliche und soziale Resilienz
starken sowie Arbeitsplatze schaffen. Zudem soll die ARF einen Beitrag zur griinen und digi-
talen Wende leisten.

Um Mittel der ARF zu erhalten, missen die Mitgliedstaaten gegenlber der EU-Kommission
in nationalen Aufbau- und Resilienzpldanen darlegen, welche MaRnahmen sie damit finanzie-
ren wollen. Die einzelnen MalRnahmen missen sie zudem jeweils mit Meilensteinen und Zie-
len unterlegen, an deren Erfillung die EU-Kommission die Auszahlung der Mittel knlipft
(,leistungsbasierte Budgetierung®).> Fur die Annahme eines Plans ist ein einvernehmlicher
Beschluss des Rates der Europaischen Union (Rat) erforderlich.

Die Auszahlung der ARF-Mittel erfolgt in mehreren Tranchen, beginnend ab dem Jahr 2021.
Hierzu missen die Mitgliedstaaten Zahlungsantrdge an die EU-Kommission stellen, in denen
sie das Erreichen der Meilensteine und Ziele nachweisen.® In einem sogenannten Operatio-
nal Arrangement halten die EU-Kommission und die Mitgliedstaaten die jeweiligen Auszah-
lungsbedingungen fest, z. B. die Nachweise fiir die zu erfiillenden Meilensteine und Ziele. Die
EU-Kommission darf die Auszahlung von Mitteln zuriickhalten oder unterlassen, wenn ein
Mitgliedstaat die vereinbarten Meilensteine und Ziele nicht ,,in zufriedenstellender Weise

1 In Preisen von 2018.

2 Verordnung (EU) 2020/2094 des Rates vom 14. Dezember 2020 zur Schaffung eines Aufbauinstruments der
Europaischen Union zur Unterstiitzung der Erholung nach der COVID-19-Krise, ABI. EU L 433 1/23 vom
22. Dezember 2020.

3 Verordnung (EU) 2021/241 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrich-
tung der Aufbau- und Resilienzfazilitat, ABl. EU L 57/17 vom 18. Februar 2021 (ARF-Verordnung).

4 Davon 312,5 Mrd. Euro als Zuschiisse und 360 Mrd. Euro als Darlehen.

5 Leistungsbasierte Budgetierung bezeichnet im Allgemeinen die systematische Nutzung von Leistungsdaten
wie Output, Ergebnisse oder Auswirkungen, um Haushaltsentscheidungen zu treffen oder zu beeinflussen.
In ihrer starksten Auspragung knipft die leistungsbasierte Budgetierung die Zuweisung von Haushaltsmit-
teln direkt an Leistungsdaten. In weniger starken Auspragungen dienen Leistungsdaten lediglich dazu, Infor-
mation zur Haushaltsaufstellung zu liefern. Im weiteren Sinne zdhlen daher auch Spending Reviews und Pro-
grammevaluationen zu den Elementen der leistungsbasierten Budgetierung. Vgl. OECD Best Practices for
Performance Budgeting, 23. November 2018.

6 Daneben konnten die Mitgliedstaaten eine Vorfinanzierung von bis zu 13 % der ihnen zustehenden Zu-
schisse und ggf. auch der Darlehen beantragen, die nicht an das Erreichen von Meilensteinen und Zielen
gekniipft war. Diese Vorfinanzierung konnte die EU-Kommission einem Mitgliedstaat auszahlen, sobald der
entsprechende Aufbau- und Resilienzplan vom Rat gebilligt wurde. Deutschland erhielt daher im Jahr 2021
vorab 2,25 Mrd. Euro.



erreicht”.” In diesem Fall kann der Mitgliedstaat in einem ersten Schritt seinen Zahlungsan-
trag aufschieben.

Sind ,,aufgrund objektiver Umstdande” MaRnahmen ganz oder teilweise nicht mehr durch-
flihrbar oder Meilensteine und Ziele nicht mehr erreichbar, kann der Mitgliedstaat in Ab-
sprache mit der EU-Kommission einen gednderten oder neuen Plan vorlegen. In diesem kann
er MaRnahmen nachmelden sowie Meilensteine und Ziele anpassen.? Fiir die Annahme die-
ses gednderten oder neuen Plans ist wiederum ein einvernehmlicher Beschluss des Rates er-
forderlich.

2 Plan fir die Umsetzung der ARF in
Deutschland

Entwicklung des Deutschen Aufbau- und Resilienzplans (DARP)

Unter der Federfiihrung des BMF und des Bundeskanzleramtes hat die Bundesregierung von
August 2020 bis April 2021 den DARP entwickelt. Der Rat hat den DARP nach positiver Be-
wertung durch die EU-Kommission im Juli 2021 gebilligt. Bund und Lander setzen die MaR-
nahmen des DARP seitdem um.

Nach urspriinglichen Berechnungen hatte Deutschland insgesamt 25,6 Mrd. Euro an Zu-
schissen aus der ARF erhalten sollen. Die Bundesregierung méchte keine Darlehen aus der
ARF beantragen.’ Ende Juni 2022 berechnete die EU-Kommission die Verteilung der Zu-
schiisse auf Basis aktueller Daten neu. Im Ergebnis erhalt Deutschland dadurch zusatzliche
Zuschiisse von 2,4 Mrd. Euro. Um diese zusatzlichen Mittel abzurufen, muss die Bundesre-
gierung den DARP (iberarbeiten, indem sie weitere MalRnahmen aufnimmt oder das finanzi-
elle Volumen bei bereits geplanten MaBnahmen aufstockt. Flir die Annahme dieses liberar-
beiteten Plans ist wiederum ein einvernehmlicher Beschluss des Rates erforderlich.

Die Bundesregierung mochte die Mittel der ARF zum Grof3teil fiir MaBnahmen verwenden,
die sie bereits im Juni 2020 fiir ihr sogenanntes Corona-Konjunkturpaket!? beschlossen hat.
Die hierfur erforderlichen Mittel sind im Bundeshaushalt veranschlagt und teils bereits abge-
flossen. Diese Mittel sollen durch die ARF refinanziert werden, sobald Deutschland die

7 Artikel 24 Absatz 6 ARF-Verordnung.

8  Artikel 21 Absatz 1 ARF-Verordnung.

Bundestagsdrucksache 19/23976 vom 4. November 2020, Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine An-
frage, Nummer 8.

Zur Bewaltigung der Folgen der Corona-Pandemie beschloss die Bundesregierung Anfang Juni 2020 ein Kon-
junkturpaket mit einem Volumen von knapp 130 Mrd. Euro. Bundestag und Bundesrat stimmten dem Kon-
junkturpaket Ende Juni 2020 zu. Das Konjunkturpaket umfasste u. a. eine temporare Senkung der Mehr-
wertsteuer, einen Kinderbonus und eine Senkung der Umlage nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG-Umlage). Teil des Konjunkturpakets war auch ein sogenanntes Zukunftspaket, das 50 Mrd. Euro fir
MaRnahmen vor allem in den Bereichen Klimaschutz und Digitalisierung vorsah.
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entsprechenden Meilensteine und Ziele erreicht. Aus dem Konjunkturpaket hat die Bundes-
regierung insbesondere MafRnahmen aus den Bereichen Klimaschutz und Energiewende, Di-
gitalisierung der Wirtschaft und Infrastruktur, Modernisierung der Verwaltung sowie Star-
kung eines pandemieresilienten Gesundheitssystems in den DARP aufgenommen.

Fiir die Umsetzung des DARP sind die Fachressorts zustandig, in deren Geschaftsbereich die
einzelnen MaBnahmen fallen (Ressortprinzip). Sie sind damit auch fiir das Erreichen der im
DARP vereinbarten Meilensteine und Ziele verantwortlich. Sind im Einzelfall die Lander oder
andere Mitgliedstaaten involviert, sind die jeweiligen Fachressorts ebenfalls fiir die Umset-
zung der MaRnahmen aus ihrem Geschéftsbereich zustandig.

Rolle des BMF

Das BMF soll die ordnungsgemiRe Umsetzung des DARP koordinieren und kontrollieren.!! Es
richtete dazu nach EU-Vorgaben!? zwei voneinander unabhidngige DARP-Einheiten ein, eine
Koordinierungsstelle und eine Audit-Einheit. Die Koordinierungsstelle tragt die Gesamtver-
antwortung fiir die sachgerechte Umsetzung des DARP. Sie soll*3

e  Fortschritte bei Meilensteinen und Zielen iberwachen,

e Zahlungsantrage bei der EU-Kommission stellen,

e das Berichtswesen zu Meilensteinen und Zielen koordinieren,

e in Risikoanalysen Fehlentwicklungen identifizieren und

e sich mit anderen Stellen zur Koharenz in Bezug auf die Verwendung anderer EU-Mittel
abstimmen.

Die von der Koordinierungsstelle unabhingige Audit-Einheit soll die Uberwachungstatigkei-
ten zur Wahrung der finanziellen Interessen der Europaischen Union steuern und koordinie-
ren.'* Hierzu gehort auch, im Vorfeld der Zahlungsantrage zu prufen, ob die Meilensteine
und Ziele tatsachlich erreicht wurden. Die Audit-Einheit erarbeitet derzeit eine operative
Prifstrategie, die sie auf Nachfrage der EU-Kommission vorlegen wird.!> Die Audit-Einheit
muss den Zahlungsantragen zudem Priifungsberichte beifligen, in denen sie darlegt, welche
Prifungen mit welchem Ergebnis durchgefiihrt und welche MalRnahmen ergriffen wurden,
um gefundene Schwachstellen zu beseitigen.!®

11 DARP, S. 1062.

12 | DARP — Vw 9510/21/10001 (Dokumentennummer 2021/1045057).

13 DARP, S. 1062 f.

14 | DARP — Vw 9510/21/10001 (Dokumentennummer 2021/1045057).

Die Audit-Einheit im BMF hat einen Entwurf der Priifstrategie erstellt. Diesen Entwurf mdchte sie eigenen
Angaben zufolge im weiteren Verlauf der Umsetzung der DARP-Malinahmen weiterentwickeln.

6 Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe c Ziffer ii ARF-Verordnung; DARP, S. 1078.
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Fortschrittsberichte des BMF

Zweimal jahrlich muss das BMF der EU-Kommission iber den Fortschritt hinsichtlich der ver-
einbarten Meilensteine und Ziele berichten.!” Dazu lasst sich das BMF von den Ressorts, in
deren Geschaftsbereich die MalRnahmen fallen, zum Stand hinsichtlich des Erreichens der
Meilensteine und Ziele informieren. Werden MalRnahmen gemeinsam mit den Landern um-
gesetzt, unterrichten diese die zustandigen Ressorts im Rahmen der jeweils vereinbarten Be-
richtspflichten.

Gemal der EntschlieBung ,,Zusétzliche Berichtspflichten der Bundesregierung zum EU-Auf-
bauinstrument Next Generation EU“8 des Deutschen Bundestages unterrichtet die Bundes-
regierung zudem den Deutschen Bundestag Gber den Stand der Entwicklung beim Wieder-
aufbaufonds. Halbjahrlich berichtet sie unter anderem

° zur Gesamtentwicklung des Wiederaufbaufonds,

° zur Kreditaufnahme durch die EU-Kommission,

° zur Mittelverwendung der ARF durch die Mitgliedstaaten und

. zu Erdrterungen des Wirtschafts- und Finanzausschusses sowie des Europdischen Rates
zu den Aufbau- und Resilienzplanen der Mitgliedstaaten.

Die Bundesregierung unterrichtet den Deutschen Bundestag hingegen nicht (iber den Fort-
schritt bei der Umsetzung oder das Erreichen der Meilensteine und Ziele des DARP.

3 Anlass und Ziel des Berichts

Deutschland vereinbarte mit der EU-Kommission im DARP insgesamt 129 Meilensteine und
Ziele, anhand derer die erfolgreiche Umsetzung gemessen werden soll. Die Auszahlung der
Mittel aus der ARF an Deutschland soll in flinf Zahlungstranchen erfolgen. Der Anhang des
Durchflihrungsbeschlusses des Rates hilt fest, welche Meilensteine und Ziele fiir die Auszah-
lung der jeweiligen Tranchen erfiillt sein miissen.'® Wenn Deutschland die an eine Zahlungs-
tranche geknipften Meilensteine und Ziele nicht vollstandig erreicht, kann die EU-Kommis-
sion einen Teil der Tranche einbehalten.

Die EU-Kommission teilte den Mitgliedstaaten mit, dass ein vollstdndiges Erreichen aller
Meilensteine und Ziele notwendig sei, um Zahlungsantrage in Ganze zu genehmigen und die
Mittel auszuzahlen. Das heilst: Wenn Deutschland nur einen Meilenstein oder ein Ziel ver-
fehlt, entsteht ein Risiko flr den Bundeshaushalt. Die EU-Kommission kiindigte zudem an,
dass sie nicht alle Meilensteine und Ziele gleich gewichtet. Beim Verfehlen bestimmter

17 Artikel 27 ARF-Verordnung.

18 Bundestagsdrucksache 19/27838 vom 23. Mirz 2021 i. V. m. Plenarprotokoll 19/218 vom 25. Mérz 2021,
S. 27490.

1% Anhang des Durchfiihrungsbeschluss des Rates zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und Resilienzplans
Deutschlands, Dok. 10158/21 ADD 1.
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Meilensteine und Ziele kann die EU-Kommission die Zahlungen aus der ARF folglich Giberpro-
portional kiirzen.2° Damit kann bereits das Verfehlen einzelner Meilensteine und Ziele zu er-
heblichen Mindereinnahmen fiihren.

Vor diesem Hintergrund priift der Bundesrechnungshof begleitend die Umsetzung der ARF in
Deutschland. In diesem Bericht befasst er sich mit der Steuerung und Kontrolle der Umset-
zung des DARP durch das BMF. Dabei hat er hinterfragt, ob und inwieweit das BMF

e die Umsetzung des DARP wirksam Uiberwachen,
e das Erreichen von Meilensteinen und Zielen beeinflussen und kontrollieren sowie
e bei Fehlentwicklungen steuernd eingreifen kann.

Mit dem vorliegenden Bericht unterrichtet der Bundesrechnungshof das BMF (iber struktu-
relle Mangel bei der Steuerung und Kontrolle der Umsetzung des DARP und damit auch tber
Umsetzungsrisiken, die sich negativ auf den Bundeshaushalt auswirken kdnnen. Er gibt dar-
aus abgeleitete Empfehlungen fir die avisierte Anpassung und Nachjustierung des DARP so-
wie darilber hinaus fir die Einfiihrung einer leistungsbasierten Budgetierung im Zusammen-
hang mit der Verwendung von EU-Mitteln in Deutschland. Diese Art der Budgetierung
kénnte an Bedeutung gewinnen, da der EU-Gesetzgeber auch die Kohasionspolitik sowie
neue EU-Programme starker leistungsbasiert ausrichten mochte.

Der Bericht berticksichtigt die Entwicklungen bis zum 31. Oktober 2023 und die Stellung-
nahme der Bundesregierung zum Entwurf dieses Berichts.

4  Stand der Umsetzung des DARP

Die erste Mittelauszahlung aus der ARF an Deutschland im August 2021 war als Vorfinanzie-
rung auf Grundlage von Artikel 13 der ARF-Verordnung noch nicht an das Erreichen von Mei-
lensteinen und Zielen gebunden. Deutschland erhielt 2,25 Mrd. Euro. Der erste reguldre Zah-
lungsantrag, der an das Erreichen von Meilensteinen und Zielen gekniipft gewesen ware,
war fur April 2022 geplant. In diesem Zahlungsantrag hatte die Bundesregierung eine Zah-
lungstranche von 4,5 Mrd. Euro beantragen kénnen.?! Die Auszahlung dieser ersten regul-
ren Tranche an Deutschland hatte im Juni 2022 erfolgen sollen. Weil Deutschland bei vier
MalRnahmen die hierfiir vorgesehenen Meilensteine und Ziele nicht vollstandig erreicht
hatte, entschied die Bundesregierung den Zahlungsantrag vorerst nicht zu stellen. Konkret
gab es Verzégerungen bei

20 Communication from the Commission to the European Parliament and the Council, Recovery and Resilience

Facility: Two years on, A unique instrument at the heart of the EU’s green and digital transformation,
COM(2023) 99 final, S. 11 vom 21. Februar 2023.

Anhang zum Durchfiihrungsbeschlusses des Rates zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und Resilienz-
plans Deutschlands, 10158/21 ADD 1 vom 5. Juli 2021, S. 79.
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1) dem Pilotprogramm Klimaschutzvertrage nach dem Prinzip Carbon Contracts for Diffe-
rence?? (MaRnahme 1.1.3 im DARP),

2) der Forderung der Digitalisierung der Deutschen Bahn durch den Ersatz konventioneller
Stellwerke (MaRnahme 2.2.4 im DARP),

3) den Bildungskompetenzzentren (MaRnahme 3.1.3 im DARP) sowie

4) dem Sonderprogramm Beschleunigung von Forschung und Entwicklung dringend beno-
tigter Impfstoffe gegen SARS-CoV-2 (MafRnahme 5.1.3 im DARP).

Den Meilenstein beim ,,Pilotprogramm Klimaschutzvertrage” (oben Ziff. 1) erreichte das zu-
stdandige Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) zwischenzeitlich. Den
Meilenstein zur MalRnahme ,,Bildungskompetenzzentren” (oben Ziff. 3) setzte das Bundesmi-
nisterium fur Bildung und Forschung (BMBF) mittlerweile verspatet um (siehe Nummer 5.2).
Bei den anderen beiden MalRnahmen (oben Ziff. 2 und 4) kénnen insgesamt drei Meilen-
steine nicht mehr erreicht werden. Das BMF hat daher den DARP kurzfristig geandert und
die nicht mehr erreichbaren Meilensteine und Ziele teils entfernt und teils angepasst. Diese
Anderung hat der Rat im Februar 2023 gebilligt. Hierdurch veridnderte sich auch die Héhe
der einzelnen Zahlungstranchen. Im Ergebnis reduzierte sich die erste reguldre Zahlungstran-
che von 4,5 auf 4,3 Mrd. Euro.?® Auf dieser Grundlage hat das BMF den urspriinglich fiir 2022
vorgesehenen Zahlungsantrag Mitte September 2023 gestellt. Das bedeutet aber auch, dass
die eigentlich noch fiir das Jahr 2022 geplante Zahlungstranche dem Bundeshaushalt erst im
Jahr 2023 oder spater zuflieRen kann.

22 Mit dem Pilotprogramm Klimaschutzvertrage nach dem Prinzip Carbon Contracts for Difference mochte die
Bundesregierung hohere Betriebskosten von innovativen Technologien abfedern. Hierzu schlieRt sie Ver-
trage mit Unternehmen, die klimafreundliche Produktionsverfahren entwickeln. Uber die Vertragslaufzeit
garantiert sie diesen Unternehmen einen festen CO»-Preis. Liegt der aktuelle CO-Preis Giber dem Vertrags-
preis, erhalt das Unternehmen einen Zuschuss in Hohe der Differenz.

2 Council Implementing Decision amending the Council Implementing Decision of 13 July 2021 on the ap-
proval of the assessment of the recovery and resilience plan for Germany (2023/0011(NLE)).
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Abbildung 1

Bund konnte EU-Mittel fiir den DARP verlieren

Die staatlichen Stellen in Deutschland miissen alle Meilensteine und Ziele des DARP bis Ende
August 2026 erreichen. Nur dann flieRen die EU-Mittel von 28 Mrd. Euro dem Bund vollstan-
dig zu. Die Umsetzung des DARP verzogert sich. Deswegen hat der Bund die fiir das Jahr
2022 vorgesehene Zahlungstranche nicht wie geplant abgerufen.

Verlorene EU-Mittel

1. Tranche uber
4,3 Mrd. Euro
nicht abgerufen

|
| | |

2020 2022 2026
Mittelabfluss Frist Umsetzung

Fiir das Jahr 2023 plant das BMF weitere Anderungen des DARP. Hierbei méchte es MaRnah-
men fir die zusatzlich gewahrten 2,4 Mrd. Euro (sieche Nummer 2) in den Plan aufnehmen.
Zudem mochte das BMF den DARP dndern, um MalRnahmen, bei denen aus seiner Sicht Mei-
lensteine und Ziele risikobehaftet oder nicht mehr erreichbar sind, aus dem DARP zu entfer-
nen oder zu liberarbeiten. Um eben solche gefdhrdeten Meilensteine und Ziele zu identifi-
zieren, griff das BMF auf eine Beratungsleistung im Rahmen der Technischen Hilfe der EU-
Kommission zurlick. Im Zuge dessen erstellte ein Beratungsunternehmen eine Risikoana-
lyse.?* Bei einer Anpassung des DARP wiére es fuir das BMF auch méglich, grundsatzliche Kon-
struktionsfehler bei der Aufsetzung des DARP zu korrigieren und somit die Chancen fiir des-
sen erfolgreiche Umsetzung zu erhéhen.

24 Umsetzungsrisiken im nationalen Aufbau- und Resilienzplan Deutschlands (DARP), 15. November 2022.
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5 Steuerungs- und Kontrollmoglichkeiten fehlen:
Haushaltsrisiken fur den Bund

5.1 BMF kann MaRnahmen der Ressorts nicht Ubergreifend
steuern

Sachverhalt

Die Mitgliedstaaten diirfen die Mittel der ARF fiir MalRnahmen einsetzen, die sie seit Februar
2020 durchfiihren.?> Bis spatestens zum 31. August 2026 miissen die Mitgliedstaaten die ver-
einbarten Meilensteine und Ziele erreicht haben, um Zahlungen aus der ARF zu erhalten.?®

Die Bundesregierung entschied, die Mittel des DARP hauptsachlich fiir das bereits im Juni
2020 verabschiedete Corona-Konjunkturpaket einzusetzen. Als Kriterien fiir die Aufnahme
einer Mallnahme in den DARP sah das BMF zudem vor, dass diese bereits in den Ressort-Ein-
zelpldnen finanziert und geeignet war, die Vorgaben?’ der ARF-Verordnung zu erfillen. Zu-
dem identifizierte die Bundesregierung Reformen, die sie ohne Mittelansatz in den DARP
aufnehmen wollte. Diese sollten die MaBnahmen des DARP inhaltlich koharent ergdnzen
und insbesondere die Anzahl adressierter landerspezifischer Empfehlungen erhéhen.

Die MalRnahmen des Konjunkturpakets sind bereits in den Haushaltspldanen 2021, 2022 und
2023, im Finanzplan bis 2026 sowie den jeweiligen Sondervermégen Klima- und Transforma-
tionsfonds und Digitalfonds abgebildet. Wo nétig, wurden Verpflichtungsermachtigungen
ausgebracht.

Das BMF forderte die Ressorts im August 2020 auf, MaBnahmen des Konjunkturpakets aus
ihrem Geschéaftsbereich zu benennen, die sich fiir eine Aufnahme in den DARP eignen. Einen
GroRteil dieser MaRnahmen setzten die Ressorts zu diesem Zeitpunkt bereits um. Das be-
deutet auch, dass bereits seit dem Jahr 2020 Mittel fiir diese MaRBnahmen abflieBen. Die Zu-
flisse aus der ARF werden ab dem Jahr 2021 im Einzelplan 60 (Allgemeine Finanzverwal-
tung) vereinnahmt. Damit fallen Mittelabfluss aus den jeweiligen Ressort-Einzelplanen und
Mittelzufluss an den Einzelplan 60 auseinander. Auch aus diesem Grund wollte das BMF nur
MalRnahmen in den DARP aufnehmen, tiber deren Finanzierung unabhangig vom DARP Ein-
vernehmen bestand. Da die MaBnahmen in den Ressort-Einzelpldanen bereits finanziert sind,
tragt der Bundeshaushalt das Risiko einer ausbleibenden Refinanzierung aus der ARF. Um
dieses Risiko zu minimieren, wollte das BMF Mechanismen vorsehen, um die Ressorts zu ei-
ner effektiven Umsetzung ihrer MalRnahmen anzuhalten.

25 Artikel 17 Absatz 2 ARF-Verordnung.

26 Artikel 18 Absatz 4 Buchstabe i ARF-Verordnung.

27 Adressierung der landerspezifischen Empfehlungen, Erfiillung des geforderten Anteils griiner MaRnahmen
etc.
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Zum Zeitpunkt des geplanten ersten reguldren Zahlungsantrags waren im Geschaftsbereich
dreier Ressorts bereits Verzégerungen bei den Meilensteinen und Zielen eingetreten. Daher
machte das BMF diese Ressorts im Marz 2022 in einem Schreiben darauf aufmerksam, dass
das Verfehlen von Meilensteinen und Zielen zu ausbleibenden Einnahmen fiir den Bundes-
haushalt flihren wiirde und bat um zeitnahe Umsetzung der MaBnahmen. Es behielt sich zu-
dem vor, aus einer ausbleibenden Refinanzierung entstehende Liicken im Bundeshaushalt
durch Kompensation im jeweiligen Einzelplan zu schlieRRen.

Im Mai 2022 bat das BMF zudem alle Ressorts, Risiken in der Umsetzung der Malinahmen
proaktiv zu identifizieren. Dazu sollten die Ressorts berichten, welche Meilensteine und Ziele
gefahrdet seien. Dies konne es dem BMF ermdglichen, Meilensteine und Ziele, die risikobe-
haftet oder nicht mehr erreichbar seien, durch eine Anpassung des DARP zu entfernen. Zu-
dem kiindigte das BMF abermals Kompensationen in den jeweiligen Einzelplanen an, falls
Meilensteine und Ziele verfehlt wiirden und eine Refinanzierung ausbliebe. Wie das BMF bei
diesen Kompensationen konkret vorgehen wollte, beschrieb es nicht. Es legte bislang auch
intern noch keine Verfahrensweise hierzu fest.

Auf die Ankiindigung, Kompensationen einzufordern, antwortete unter anderem das Bun-
desministerium der Verteidigung (BMVg). Es merkte an, dass die Haushaltsmittel fiir die
Malnahmen des DARP im Rahmen des Konjunkturpakets 2020 durch den Bundeshaushalt
bereitgestellt und tiber den zweiten Nachtragshaushalt und die folgenden Haushaltsaufstel-
lungsverfahren bis einschlieflich 2024 titelbezogen veranschlagt seien. Erst im Nachhinein
sei auf Wunsch des BMF die zusatzliche Aufnahme in den DARP erfolgt. Nach Ansicht des
BMVg kénnten ausbleibende Zahlungen aus der ARF infolge verfehlter Meilensteine und
Ziele nur bei solchen MaRnahmen zu entsprechenden Kompensationen in den Einzelplanen
fihren, die allein durch die Aufnahme in den DARP initiiert bzw. finanziert wurden.

Auch das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI) dulRerte sich zu Kompensatio-
nen. Es teilte mit, dass eine Kompensation von ausbleibenden Zahlungen aus der ARF im Ein-
zelplan des BMI nicht moglich sei. Entstehende Deckungsliicken kénnten nur im Gesamt-
haushalt geschlossen werden.

Zwischenbewertung

Das BMF soll eine koordinierende und kontrollierende Rolle gegeniiber den Ressorts einneh-
men, kann diese Rolle aber de facto nicht ausfillen. Dies ist im Wesentlichen darauf zuriick-
zufihren, dass die Finanzierung des Konjunkturpakets durch den Haushaltsgesetzgeber be-
reits beschlossen ist, die Mittel den Ressorts fest zugewiesen und zum Teil auch schon aus
dem Bundeshaushalt abgeflossen sind. Diese Mittel sollen im Nachhinein durch die ARF refi-
nanziert werden. Die Refinanzierung flielSt dabei dem Bund als Ganzes zu. Etwaige Minder-
einnahmen treffen also den gesamten Bundeshaushalt. Sie wirken sich nicht unmittelbar auf
die Einzelplane derjenigen Ressorts aus, die Mindereinnahmen zu verantworten haben.

Daher kann das BMF das Erreichen von Meilensteinen und Zielen in den Ressorts nicht mehr
Uber finanzielle Anreize steuern. Das fiihrt zu einem Haushaltsrisiko, weil die Ressorts ,natio-
nal“ Mittel erhalten und ausgeben, ohne dass sie bei einer ausbleibenden Refinanzierung
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durch EU-Mittel fir den ,,Schaden haftbar” gemacht werden kdnnen, und zwar selbst dann
nicht, wenn ihnen dieser Schaden zuzurechnen ist. Aufgaben- und Finanzverantwortung fal-
len damit — trotz leistungsbasierter Budgetierung — auseinander. Eine unmittelbare Mdoglich-
keit, etwaige Ausfalle durch ausbleibende Zuflliisse aus der ARF bei den Ressorts an anderer
Stelle zu kompensieren, besteht flir das BMF nicht.

Die Ressorts haben im Ergebnis keine positiven Anreize, etwa in Form zusatzlicher finanziel-
ler Mittel, aktiv das Erreichen der Meilensteine und Ziele voranzutreiben. Anreize durch
Sanktionen, etwa durch eine Kompensation ausbleibender Mittel aus der ARF in den Einzel-
planen der Ressorts, kann das BMF zudem nicht einseitig durchsetzen.

Vor diesem Hintergrund hatten wir erwartet, dass das BMF vorhandene Haushaltsinstru-
mente nutzt, um Aufgaben- und Finanzverantwortung konsequent zusammenzufiihren, da-
mit diejenigen Stellen, die fiir die Umsetzung der Mallnahmen verantwortlich sind, auch die
finanziellen Konsequenzen etwaiger Misserfolge tragen. Denkbar ware etwa, bei laufenden
Malnahmen Haushaltssperren auszubringen und die schrittweise Freigabe von Mitteln an
die Ressorts an das Erreichen geeigneter Zwischenziele zu knipfen.

Das BMF sollte den Haushaltsgesetzgeber zudem regelmaRig iber den aktuellen Stand der
Umsetzung des DARP informieren. Es sollte darstellen, welche Meilensteine und Ziele ge-
fahrdet sind und welche Risiken sich daraus fiir den Bundeshaushalt ergeben. Dabei sollte es
auch darlegen, welche Ressorts Meilensteine und Ziele verfehlt und hierdurch Minderein-
nahmen aus der ARF verursacht haben. Dies ware angesichts des finanziellen Volumens
moglicher ausbleibender Zahlungen an den Bundeshaushalt ohnehin sachgerecht. Der Haus-
haltsgesetzgeber konnte diese Informationen dazu nutzen, um im Folgejahr Kiirzungen in
den Einzelplanen der verantwortlichen Ressorts vorzunehmen.

Stellungnahme des BMF

Das BMF hat der Darstellung widersprochen, dass es seine Steuerungsfunktion gegeniiber
den Ressorts nicht wahrnehmen kénne. Wenn Zahlungen aus der ARF an Deutschland aus-
blieben, misste dies im Bundeshaushalt kompensiert werden. Hierbei stinde das Ressort,
das fur eine ausbleibende Zahlung verantwortlich wére, in einer besonderen Verantwortung.
Dies habe das BMF den Ressorts auch mit Staatssekretarsschreiben mitgeteilt. Der Bundes-
rechnungshof unterschatze die Moglichkeit des BMF, die Ressorts bei mangelhafter Umset-
zung von MalBnahmen finanziell in die Verantwortung nehmen zu kénnen.

In seiner Steuerungsfunktion habe das BMF in enger Abstimmung mit den Ressorts im ver-
gangenen Jahr eine Risikoanalyse durchgefiihrt, um Meilensteine und Ziele zu identifizieren,
bei denen Umsetzungsrisiken bestehen. Diese Risiken wiirden aktuell adressiert und mit der
EU-Kommission besprochen. AulRerdem habe das BMF ein Projekthandbuch verfasst, das alle
Anforderungen fir die Umsetzung des DARP zusammenfasse. Dieses Projekthandbuch habe
das BMF den koordinierenden Einheiten in den Ressorts zur Verfligung gestellt und darum
gebeten, es an die beteiligten nachgeordneten Stellen weiterzuleiten. Damit Gibe das BMF
seine Steuerungs- und Koordinierungsfunktion bestandig aus.
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Das BMF hat zudem mitgeteilt, dass eine Harmonisierung der Zahlungsstrome systembe-
dingt nicht moglich sei. Da die ARF ein leistungsbasiertes Instrument sei, miissten die Mit-
gliedstaaten mit der Umsetzung ihrer MaBnahmen auch finanziell in Vorleistung treten. Eine
Refinanzierung durch ARF-Mittel erfolge erst, wenn Meilensteine und Ziele nachweislich er-
reicht worden seien. Das Haushaltsrisiko wiirde zudem durch eine solche Harmonisierung
zwar breiter Gber die Bundesregierung verteilt, jedoch insgesamt nicht kleiner. Es bestiinde
sogar das Risiko, durch Haushaltssperren die Umsetzung der MaRRnahmen zu verlangsamen
und auch dadurch das Erreichen der Meilensteine und Ziele zu gefahrden.

AbschliefSende Wiirdigung

Die Ausfiihrungen des BMF liberzeugen nicht. Denn das BMF lasst nach wie vor offen, wie es
die Ressorts bei mangelhafter Umsetzung der MalRnahmen nachtraglich finanziell in die Ver-
antwortung nehmen mdchte. Eine Kompensation in den jeweiligen Einzelplanen derjenigen
Ressorts, die das Verfehlen von Meilensteinen und Zielen zu verantworten haben, misste im
parlamentarischen Verfahren beschlossen werden. Das BMF kann zwar im Haushaltsaufstel-
lungsverfahren auf Kiirzungen in den Ressort-Einzelplanen hinwirken, aber de facto nicht
dariiber entscheiden.

Hinzu kommt, dass das BMF das Erreichen der Meilensteine und Ziele in den Ressorts nicht
Ubergreifend steuern kann. Es kann zwar Steuerungsimpulse setzen, indem es Fehlentwick-
lungen identifiziert und versucht, sich gemeinsam mit der EU-Kommission und den Ressorts
Uber bestehende Risiken auszutauschen. So enthalt z. B. das Projekthandbuch Hinweise fiir
die Ressorts, die Umsetzungsrisiken reduzieren konnen. In letzter Konsequenz ist das BMF
aber immer darauf angewiesen, dass die Ressorts kooperieren und diese Hinweise auch tat-
sachlich umsetzen. Das BMF selbst kann hier nicht einseitig tatig werden. Damit kann es
auch Haushaltsrisiken, die durch ausbleibende Zahlungen aus der ARF entstehen kénnten,
nicht wirksam begrenzen.

Nur die fiir die Umsetzung der MalRnahmen verantwortlichen Stellen konnen das Erreichen
der Meilensteine und Ziele sicherstellen. Ziel muss daher sein, dass diese Stellen auch die fi-
nanziellen Konsequenzen eines Misserfolgs tragen und damit einen starken Anreiz fiir eine
erfolgreiche Umsetzung ihrer MalRnahmen haben. Im Kern missen also Aufgaben- und Fi-
nanzverantwortung zusammengefiihrt werden. Eine solche Harmonisierung, d. h. die Zusam-
menfiihrung von Aufgaben- und Finanzverantwortung, wiirde — anders als vom BMF erwar-
tet — das Risiko nicht nur auf die fir die jeweiligen MaBnahmen verantwortlichen Ressorts
verteilen, sondern auch insgesamt verringern. Denn durch unterjahrige Zwischenziele, an die
Mittelfreigaben gekniipft sind, hatten die Ressorts einen Anreiz, ihre MaBnahmen ziigig und
erfolgreich umzusetzen.
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5.2 BMF kann Mallhahmen der Lander nicht steuern
Sachverhalt

Die EU-Rechtsgrundlagen zur ARF beziehen sich auf die mitgliedstaatliche Ebene. Sie enthal-
ten —anders als z. B. die Europdischen Struktur- und Kohéasionsfonds — keine Vorgaben, die
eine regionale Verteilung der Mittel innerhalb der Mitgliedstaaten fordern oder den Einsatz
der Mittel an entsprechende Kriterien kniipfen. Die Mittel der ARF flieBen daher dem Bund
zu.

Einige MaRnahmen des Konjunkturpakets, die der Bund im DARP umsetzen méchte, fallen in
die Zustandigkeit der Lander. Nach Artikel 109 Absatz 1 Grundgesetz sind Bund und Lander
in ihrer Haushaltswirtschaft selbststandig und voneinander unabhangig. Sie tragen gemaR
Artikel 104a Absatz 1 Grundgesetz gesondert die Ausgaben, die sich aus der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben ergeben, soweit das Grundgesetz nichts anderes bestimmt. Eine Finanzie-
rung von Landeraufgaben durch den Bund ist daher grundsatzlich ausgeschlossen. Lediglich
in den verfassungsrechtlich ausdricklich vorgesehenen Ausnahmefallen kann der Bund die
Lander finanziell unterstiitzen. Dies umfasst beispielsweise Finanzhilfen nach Artikel 104b
und 104c Grundgesetz.?® In diesen Fillen kann der Bund den Landern daher auch Mittel aus
der ARF zuweisen. Mit den vom Bund gewdhrten Mitteln sollen die Lander dann die im DARP
vorgesehenen Meilensteine und Ziele erreichen. Wenn dies gelingt, erstattet die ARF dem
Bund damit faktisch die Mittel, die der Bund den Landern gewahrt hat.

Bestimmungen zur Verwendung dieser Mittel legt der Bund durch zustimmungsbediirftiges
Bundesgesetz oder durch Verwaltungsvereinbarung im Einvernehmen mit den Landern fest.
Das heit: Der Bund kann den Landern nur solche Vorgaben zur Umsetzung der MaBnahmen
des DARP machen, mit denen die Lander einverstanden sind. Hierzu prift und entscheidet
der Bund, welche inhaltlichen Vorgaben er fiir die jeweiligen Landerprogramme machen will
und stimmt sich danach mit den Landern ab. Folglich kann der Bund die MaRnahmen mit
Landerbeteiligung nur in dem AusmaR steuern, wie es die Lander zulassen. Das kann — wie
nachfolgende Beispiele belegen — dazu flihren, dass die Bundesregierung das Erreichen der
im DARP festgelegten Meilensteine und Ziele nicht angemessen beeinflussen kann.

Beispiel 1: Mobile Endgerédte fiir Lehrkrafte
Fiir die MalRnahme ,,Mobile Endgerate fiir Lehrkrafte” sieht die Bundesregierung 500 Mio.

Euro im DARP vor. Diese Mittel gewahrt sie den Landern als Finanzhilfe nach Artikel 104c
Grundgesetz. Hiermit sollen Schulen den Lehrkraften mobile digitale Endgerate zur

28 Artikel 104b Grundgesetz erméglicht es dem Bund, den Landern Finanzhilfen fiir besonders bedeutsame
Investitionen zu gewahren, wenn dies zur Abwehr einer Stérung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts, zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder zur Férderung des Wirt-
schaftswachstums erforderlich ist. Auf der Grundlage von Artikel 104c Grundgesetz kann der Bund den Lan-
dern Finanzhilfen flir gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen zur Steigerung der Leistungsfahigkeit der
kommunalen Bildungsinfrastruktur gewahren.
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Verfligung stellen. Die MalRnahme ist Teil des ,DigitalPakts Schule”, mit dem das Bundesmi-
nisterium fir Bildung und Forschung (BMBF) den Landern Finanzhilfen von 5 Mrd. Euro fiir
Investitionen in die schulische IT-Infrastruktur gewahrt. Fiir die Umsetzung sind die Lander
verantwortlich. Sie haben hierzu eigene Landesrichtlinien erlassen. Der ,,DigitalPakt Schule”
startete am 17. Mai 2019 und endet am 16. Mai 2024.%°

Fir die ,Mobilen Endgerate flr Lehrkrafte” haben der Bund und die Lander eine Zusatz-Ver-
waltungsvereinbarung?® (Zusatz-VV) geschlossen. Diese sieht vor, dass die Linder die Bun-
desmittel fir Endgerate verwenden dirfen, die friihestens ab dem 3. Juni 2020 und spates-
tens bis zum Ende der Laufzeit des , DigitalPakts Schule” im Jahr 2024 beschafft wurden (§ 4
Zusatz-VV). Gemal § 6 Zusatz-VV ist eine vollstandige Verausgabung bis zum 31. Dezember
2021 anzustreben. Eine verbindliche Vorgabe, die Mittel bis zu diesem Stichtag tatsachlich
auszugeben, konnte der Bund in der Zusatz-VV nicht durchsetzen.

Als Ziel dieser MaRnahme sieht der DARP vor, dass 95 % der Mittel bis zum 15. Marz 2022
abgeflossen sind. Dies entspricht 475 Mio. Euro. Dieses Ziel wurde nicht erreicht. Nach An-
gaben des BMBF haben die Lander bis zum 31. Marz 2022 lediglich knapp 90 % der Bundes-
mittel abgerufen. Das BMBF teilte dem BMF mit, dass es auf den Abruf keinen direkten Ein-
fluss habe. Der Bund kdnne damit nicht zu einer Beschleunigung beitragen.

Die Lander haben die Moglichkeit des Vorabrufs von Mitteln (§ 7 Absatz 1 Zusatz-VV). Dem-
nach konnen die Lander den Schultragern auch dann schon Bundesmittel zuleiten, bevor
diese Mittel fiir Zahlungen bendtigt werden. Das heiRt: Mittel kdnnen beim Bund schon ab-
flieBen, auch wenn noch keine Endgeréte beschafft wurden.

Die Lander miissen dem BMBF halbjahrlich jede abgeschlossene und von ihnen gepriifte
MalBnahme melden. Zum 30. Juni 2022 hatten die Lander knapp 483 Mio. Euro (98 %) abge-
rufen, allerdings davon erst fiir ein Volumen von knapp 111 Mio. Euro Verwendungsnach-
weise geprift und hierliber berichtet. Die Differenz zwischen der Hohe des Mittelabrufs und
der Hohe der Mittel, die die Lander im Rahmen der Prifung der Verwendungsnachweise an
den Bund berichteten, ergibt sich aus der Moglichkeit des Vorabrufs von Mitteln und dem
Zeitpunkt der Vorlage der Verwendungsnachweise und ihrer Priifung in den Landern. Wann
die Berichte der Lander iber abgeschlossene und von ihnen gepriifte MaBnahmen mit ei-
nem Volumen von mindestens 475 Mio. Euro vorlagen, ist laut der erstellten Risikoanalyse
derzeit nicht absehbar. Daher werde eine Zielrevision angestrebt.3!

2 Der Bundesrechnungshof hat wiederholt auf die Schwéchen des ,,DigitalPakts Schule” hingewiesen, z. B. im

Bericht nach § 88 Absatz 2 BHO an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages Uber die Priifung
der Steuerung und Wirkungskontrolle des , DigitalPakts Schule” vom 5. August 2022 (Haushaltsausschuss-
Drucksache 20/1550). In einer Gesamtbetrachtung habe sich gezeigt, dass Finanzhilfen des Bundes ungeeig-
net seien, die Digitalisierung der Schulen voranzubringen. Denn unter anderem miisse das federfiihrende
BMBF in allen wesentlichen Fragen einen Konsens mit den Landern erzielen. Zudem kdnne es nicht kontrol-
lieren, ob Bundesmittel bestmdoglich eingesetzt werden.

Zusatz-Verwaltungsvereinbarung ,Leihgerate fir Lehrkrafte” zum DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 vom

27. Januar 2021 (Zusatz-VV).

Risikoanalyse S. 65.
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Beispiel 2: Bildungskompetenzzentren

Die Bundesregierung hat die MaBnahme ,,Bildungskompetenzzentren” mit 205 Mio. Euro in
den DARP aufgenommen. Sie mochte gemeinsam mit den Landern Kompetenzzentren fiir
digital gestiitztes Unterrichten entwickeln. Hierdurch sollen Lehrkrafte ihre didaktischen
Kompetenzen in diesem Bereich starken. Lehrerbildende Hochschulen, einschlagig tatige
Forschungsinstitute und Lehrerfortbildungseinrichtungen in den Landern sollen starker mit-
einander vernetzt werden.

Der Bund wollte hierzu die Bildungsforschung an den lehramtsausbildenden Einrichtungen
fordern, um die Konzepte und Werkzeuge fiir die Fortbildung der Lehrkrafte vor Ort in den
Landern zur Verfligung stellen zu konnen. Die Lander sollten die Kompetenzzentren ausge-
stalten und die Lehrkrafte fortbilden.

Zur Umsetzung der MaRnahme wollte das federfiihrend zustdandige BMBF eine Verwaltungs-
vereinbarung mit den Landern schlieBen. Die Vereinbarung kam allerdings nicht zustande,
weil Bund und Lander sich nicht tber die Finanzierung der Mallnahme einigen konnten. Strit-
tig war der Eigenanteil der Ldnder, den diese (iber den ,DigitalPakt Schule” — also durch Bun-
desmittel — aufbringen wollten. Das BMBF entschied daher, die Kompetenzzentren als eige-
nes Forschungsprogramm in Kooperation mit den Landern — aber ohne rechtliche
Verbindlichkeiten fir die Lander — einzurichten.

Wegen dieser Verzogerung wurde der fiir das 4. Quartal 2021 im DARP vorgesehene erste
Meilenstein — Inkrafttreten der ersten Forderrichtlinie und Ausschreibung der Projekttrager-
schaft fiir das Gesamtprogramm — erst im Laufe des Jahres 2022 erreicht. In der Folge er-
reichte das BMBF auch das fiir das 3. Quartal 2022 avisierte Ziel — Bewilligung von 45 For-
schungsvorhaben — erst im 2. Quartal 2023.3?

Beispiel 3: Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes

Der DARP sieht 3 Mrd. Euro fiir die beschleunigte Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes33
(0ZG) vor. Das OZG verpflichtet Bund und Lander, ihre Verwaltungsleistungen bis zum

31. Dezember 2022 digital verfligbar zu machen. Fiir 80 % der 575 Verwaltungsleistungen,
die digitalisiert werden sollen, sind die Lander und Kommunen zustandig. Mit den Mitteln
des DARP mochte die Bundesregierung 115 Verwaltungsleistungen des Bundes und 100 Ver-
waltungsleistungen der Lander bundesweit digitalisieren. Das bedeutet, dass eine

32 Risikoanalyse S. 71.

33 Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen — Onlinezugangsgesetz (0ZG) vom
14. August 2017 (BGBI. I S. 3122, 3138), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBI. |
S. 2250; 2023 | Nummer 230) gedndert worden ist.
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Verwaltungsleistung in mindestens der Halfte der Lander verfligbar ist. Dieses Ziel hat die
Bundesregierung auch im DARP mit der EU-Kommission fiir das 4. Quartal 2022 vereinbart.

Um Doppelentwicklungen zu vermeiden, hat die Bundesregierung die zu digitalisierenden
Verwaltungsleistungen der Lander in Themenfelder eingeteilt. Die Federflihrung fir ein The-
menfeld haben sogenannte ,Tandems”, bestehend aus einem Land und einem fachlich zu-
standigen Bundesressort. Das Bundesressort (ibernimmt dabei die haushaltstechnische Ab-
wicklung der Auszahlung der Mittel an das Land, wahrend das Land das Projekt umsetzt.
Hierzu schliel3t das Land eine Verwaltungsvereinbarung mit dem fachlich zustandigen Ress-
ort, die fiir jedes Projekt Meilensteine vorschreibt.

Gemal dem ,Einer flr alle“-Prinzip werden umgesetzte und online verfiigbare Verwaltungs-
leistungen dann anderen Landern und Kommunen zur Verfligung gestellt. Diese kdnnen den
Dienst mitnutzen. Hierflr missen sie sich mittels standardisierter Schnittstellen anbinden.
Ob eine Verwaltungsleistung bis zum 31. Dezember 2022 in mindestens der Halfte der Lan-
der online verfiigbar ist, hangt somit auch davon ab, ob andere Lander die Verwaltungsleis-
tung rechtzeitig mitnutzen.

Bei einer Abfrage nach potenziellen Verzégerungen teilte das federfiihrende BMI dem BMF
mit, dass die Zielerreichung fiir das 4. Quartal 2022 gefahrdet sei. Denn die Lander arbeite-
ten die Umsetzungsvorhaben mit unterschiedlicher Geschwindigkeit ab. Die von dem Bera-
tungsunternehmen erstellte Risikoanalyse wies die bundesweite Umsetzung in den Lindern
bis Ende 2022 als unerreichbar aus. Das Unternehmen prognostizierte, dass bis dahin ledig-
lich 35 der 100 geplanten Leistungen bundesweit verfligbar sein wiirden. Schlussendlich er-
reichte das BMI auch das nicht. Daher strebt das BMF an, das Ziel zeitlich zu verschieben.

Zwischenbewertung

Die Aufnahme gemeinsamer Projekte mit den Landern in den DARP schafft eine problemati-
sche Anreizstruktur. Denn der Bund tragt das Haushaltsrisiko, wenn die vorgegebenen Mei-
lensteine und Ziele nicht erreicht werden, weil die Linder MaBnahmen nicht wie geplant
umsetzen oder an der Umsetzung von MaRnahmen des Bundes nicht wie vorgesehen mit-
wirken. In diesem Fall erhalt der Bund fir seine bereits getatigten Ausgaben keine Refinan-
zierung aus der ARF. Gleichzeitig hat der Bund aber nur eingeschrankte Steuerungsmoglich-
keiten. Beispielsweise bendtigt der Bund eine Einigung mit den Landern, um Verwaltungs-
vereinbarungen schlieBen zu kénnen, die ihm umfangreiche Steuerungsrechte sichern.

Im Ergebnis ist der Bund daher davon abhangig, dass die Lander bei der Umsetzung der
Malnahmen mitwirken, wahrend er allein das finanzielle Risiko eines Scheiterns tragt.

Stellungnahme des BMF
Das BMF hat der Darstellung widersprochen, dass es die Mafinahmen der Lander nicht iber-

greifend steuern kdnne. Zwar verflige das BMF nicht lGber ein unmittelbares Durchgriffsrecht
bei den Landern. Eine wirksame Steuerung und Kontrolle durch das BMF sei aber mittelbar
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Uber die Ressorts moglich, die gegeniiber dem BMF die Gesamtverantwortung fir die Um-
setzung der jeweiligen EinzelmaRnahmen hatten.

Vorhaben, bei denen die Zustandigkeit der Lander berihrt sei, wiirden von den jeweils fach-
lich zustandigen Ressorts umgesetzt. Hierbei stimmten sich die Ressorts mit den Landern so-
wohl bei der Projektentwicklung als auch bei der Umsetzung der Vorhaben eng ab. Sofern im
Einzelfall bisher keine Verwaltungsvereinbarungen mit den Landern geschlossen worden
seien oder die im Rahmen des Konjunkturpakets geschlossenen Verwaltungsvereinbarungen
den Kontroll- und Informationspflichten nicht den Vorgaben der ARF-Verordnung geniigten,
miussten die Ressorts nachsteuern. Dies gelange auch. So habe das BMBF die Bildungskom-
petenzzentren aufgrund einer fehlenden Verwaltungsvereinbarung mit den Landern als eige-
nes Projekt und damit von den Landern unabhangig aufgesetzt.

Die Umsetzung des DARP sei eine gesamtstaatliche Aufgabe, bei der auch die Lander ihrer
Verantwortung nachzukommen hatten. Hierauf habe das BMF die Ressorts in seiner Steue-
rungsfunktion wiederholt hingewiesen.

AbschliefSende Wiirdigung

Mit dem Verweis auf die MaRBnahme ,,Bildungskompetenzzentren” bestatigt das BMF die
wesentliche Kritik des Bundesrechnungshofes. Denn der Bund setzt diese MalRnahme, an-
ders als urspriinglich vorgesehen, nunmehr ohne Beteiligung der Lander um, da er sich mit
diesen nicht Uber die Finanzierung einigen konnte. Das Beispiel belegt, dass der Bund vom
Wohlwollen und von der Kooperationsbereitschaft der Lander abhangig ist. Weder das BMF
noch die Ressorts verfligen Gber unmittelbare oder mittelbare Durchgriffsrechte bei den
Landern. Die Lander kdnnen sich im Gegenteil stets weigern, eine Verwaltungsvereinbarung
zu schlieBen. Daher ist auch nicht sichergestellt, dass der Bund im DARP vorgesehene oder
nach der ARF-Verordnung geforderte Informations- und Kontrollpflichten nachtraglich mit
den Landern vereinbaren kann.

Sofern konkrete Meilensteine und Ziele vorsehen, dass sich die Lander beteiligen, kann das
BMF deren Erreichen daher weder unmittelbar noch mittelbar tiber die Ressorts beeinflus-

sen. Im Ergebnis ist der Bund davon abhangig, dass die Lander bei der Umsetzung der Mal-
nahmen mitwirken.

5.3 BMF kann Malinahmen der Lander nicht kontrollieren
Sachverhalt
Die Mitgliedstaaten miissen jedem Zahlungsantrag an die EU-Kommission eine Verwaltungs-

erklarung beilegen, aus der unter anderem hervorgeht, dass die Mittel widmungsgerecht
eingesetzt wurden und die Angaben im Zahlungsantrag vollstdandig, sachlich richtig und
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verlasslich sind.3* Zudem miissen die Antrége eine Zusammenfassung der durchgefiihrten
Prifungen enthalten, die unter anderem die aufgedeckten Schwachstellen und die ergriffe-
nen AbhilfemaRnahmen auflistet. Diese Aufgaben Gibernimmt die unabhangige Audit-Einheit
im BMF. Sie soll garantieren und durch ein eigenes Prifverfahren in einer Managementerkla-
rung zertifizieren, dass die Angaben in einem Zahlungsantrag bundesseitig einer speziellen
Prifung unterzogen wurden. Zudem soll sie Nachweise fiir das Erreichen von Meilensteinen
und Zielen prifen. Nach Auskunft des BMF behalt sich die Audit-Einheit vor, auch die Daten
der Lander zu priifen, soweit dies rechtlich moglich ist.

Als gesamtverantwortliches Ressort muss das BMF der EU-Kommission zudem vollen Zugriff
auf die Daten ermoglichen, die nachweisen, dass ein Zahlungsantrag zu Recht gestellt
wurde.3® Die EU-Kommission fordert hier eine Primarevidenz.3® Das bedeutet z. B., dass die
EU-Kommission zum Nachweis eines Mittelabflusses die Vorlage der entsprechenden Rech-
nungen verlangen kann.

Nach Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe e der ARF-Verordnung sind die Mitgliedstaaten verpflich-
tet, die EU-Kommission, das Europaische Amt fir Betrugsbekampfung (OLAF), den Europai-
schen Rechnungshof sowie die Europdische Staatsanwaltschaft ausdriicklich zu ermachtigen,
bei den Endempfangern der Mittel die zum Schutz der finanziellen Interessen der Union er-
forderlichen Rechte und den erforderlichen Zugang zu Daten und Informationen zu erhalten.

Von den Landern durchzufiihrende MalRnahmen im DARP werden im Wesentlichen durch
Finanzhilfen des Bundes nach Artikel 104b und 104c Grundgesetz finanziert. Bei diesen Fi-
nanzhilfen verfligt der Bund nur Gber eingeschrankte Kontrollmoéglichkeiten. Diese Kontroll-
moglichkeiten stehen grundsatzlich der Bundesregierung als Ganzes zu. Fiir die MaBnahmen
des DARP iben diejenigen Ressorts die Kontrollrechte aus, in deren Geschaftsbereich die
von den Landern umgesetzten MaRnahmen fallen.3” Bei Finanzhilfen nach Artikel 104b
Grundgesetz kann die Bundesregierung Berichte und die Vorlage von Akten verlangen und
Erhebungen bei allen Behorden durchfiihren. Bei Finanzhilfen nach Artikel 104c Grundgesetz
ist die Bundesregierung zu Erhebungen nicht befugt. Die Vorlage von Akten kann sie nur an-
lassbezogen bei Verdacht auf eine zweckwidrige Mittelverwendung verlangen.

Das heil3t, dass die Audit-Einheit des BMF in letzter Konsequenz die Daten der MaRnahmen
der Lander in den Zahlungsantragen nicht eigenstandig kontrollieren kann. Bei MaRnahmen
nach Artikel 104b Grundgesetz misste die Audit-Einheit sich darauf verlassen, dass die je-
weils zustandigen Ressorts zumindest anhand von Stichproben Kontrollen vornehmen. Der

34 Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe c Ziffer i ARF-Verordnung.

35 Anhang des Durchfiihrungsbeschlusses des Rates zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und Resilienz-
plans Deutschlands, Dok. 10158/21 ADD 1.

Als Primarevidenz bezeichnen wir direkte Belege dafiir, dass eine MaRnahme erfolgreich umgesetzt wurde,
z. B. Rechnungen, Forderbescheide oder Vertrdge. Im Gegensatz dazu lage lediglich eine Sekundéarevidenz
vor, wenn die Beweisflihrung gegentber der Kommission auf Angaben anderer Stellen beruhen wiirde, z. B.
Berichte der Lander an den Bund Uber die Mittelverwendung.

BMF, Leitlinie zu den Steuerungs- und Kontrollrechten des Bundes bei Ausgaben fir Finanzhilfen, zuletzt
aktualisiert am 14. April 2021.
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Bundesrechnungshof stellte in der Vergangenheit jedoch fest, dass die Bundesverwaltung
ihre Kontrollrechte hier nicht ausschdpft.38

Hinzu kommt, dass die Ressorts die von der EU-Kommission geforderte Primarevidenz von
den Ldandern beschaffen miissten. Bei MaRnahmen nach Artikel 104c Grundgesetz ist dies
—gegen den Willen der Lander — grundsatzlich nicht moglich. Folglich kann die Bundesregie-
rung hier weder stichprobenartige Kontrollen durchfiihren noch der EU-Kommission die ge-
forderte Primarevidenz zur Verfligung stellen.

Zwischenbewertung

Derzeit ist nicht sichergestellt, dass die Audit-Einheit des BMF ihre Aufgabe gegeniiber der
EU-Kommission angemessen erflillen kann. Sie soll zertifizieren, dass die Angaben in den
Zahlungsantragen korrekt sind, kann diese Angaben aber in letzter Konsequenz nicht durch-
gangig selbst kontrollieren. Auch einen Datenzugang fiir die EU-Kommission kann das BMF
mangels eigener Erhebungsmaoglichkeiten nicht garantieren.

Hinzu kommt, dass falsche Angaben in Zahlungsantragen nur fiir den Bundeshaushalt ein fi-
nanzielles Risiko darstellen. Denn es ist grundsatzlich nicht vorgesehen, dass die Lander dem
Bund eine entgangene Refinanzierung aus der ARF erstatten. Das gilt selbst dann, wenn die

Lander dies zu verantworten haben.

Die Lander mussen also keinerlei finanzielle Nachteile firchten. Damit fehlt hier ein wirksa-
mer Anreiz, der die Lander dazu anhalt, im Vorfeld auf eine zweckentsprechende Mittelver-
wendung und das Erreichen der Meilensteine und Ziele zu achten.

Stellungnahme des BMF

Das BMF hat der Feststellung widersprochen, dass es die MaBnahmen der Lander nicht kon-
trollieren kdnne. Zwar stimmt das BMF dem Bundesrechnungshof zu, dass die Kontrolle der
MalRnahmen auf Landerebene eine der Herausforderungen des Priifverfahrens sei. Sowohl
den Landern als auch den Ressorts sei aber bewusst, dass ARF-Mittel nur dann ausgezahlt
wirden, wenn im Prifverfahren bestatigt werde, dass die MaBnahmen korrekt umgesetzt
und alle Meilensteine und Ziele erreicht worden seien.

Das BMF arbeite derzeit mit den Ressorts und weiteren involvierten Stellen daran, das Prif-
verfahren zu optimieren. Bei Malknahmen, bei denen die zwischen Ressorts und Landern ge-
troffenen Verwaltungsvereinbarungen nicht den Informationsanforderungen der ARF-Ver-
ordnung entsprachen oder keine Verwaltungsvereinbarung geschlossen worden sei, arbeite
man derzeit daran, die Informationsbeschaffung zu verbessern.

38 Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 2019 zur Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Bundes, Num-
mer 24, Bundestagsdrucksache 19/15700 vom 10. Dezember 2019.
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Abschliefsende Wiirdigung

Mit der Ankiindigung, an einer Verbesserung der Informationsbeschaffung zu arbeiten, be-
statigt das BMF de facto das vom Bundesrechnungshof aufgezeigte Risiko, dass die Audit-
Einheit ihre Aufgabe gegenliber der EU-Kommission derzeit nicht angemessen erfillen kann.
Hinzu kommt, dass das BMF sein Kontrollniveau nicht eigenstindig erhéhen kann, sondern
auf die Mitwirkung und das Wohlwollen der Lidnder angewiesen ist. Im Ergebnis ist damit
nicht garantiert, dass das BMF die vorgesehenen Kontrollen wird vornehmen kénnen.

5.4 Zusammenfassende Bewertung

Das fir die Umsetzung des DARP federfiihrend zustandige BMF kann die MalRnahmen im
DARP nur unzureichend steuern und kontrollieren. Hierdurch entsteht fir den Bund ein
Haushaltsrisiko. Denn zum einen ist das BMF beim Erreichen von Meilensteinen und Zielen
von der Mitwirkung der Ressorts und der Lander abhdngig. Wenn das Erreichen von Meilen-
steinen und Zielen gefahrdet ist, kann das BMF nicht steuernd eingreifen oder gar durchgrei-
fen. Zum anderen kann das BMF bei MaBnahmen der Lander — mangels eigener Erhebungs-
moglichkeiten — gegenliber der EU-Kommission nicht verlasslich zertifizieren, dass
Meilensteine und Ziele tatsachlich erreicht wurden.

Hier drohen Riickforderungen von Mitteln, wenn sich etwa durch nachtragliche Kontrollen
von EU-Kommission, OLAF, Europdischem Rechnungshof oder Europaischer Staatsanwalt-
schaft herausstellen sollte, dass Zahlungsantrage fehlerhafte Angaben enthalten und EU-
Mittel falschlicherweise ausgezahlt wurden. AuRerdem fordert die EU-Kommission eine Pri-
marevidenz zur Genehmigung von Zahlungsantragen. Auf diese Priméarevidenz kann das BMF
bei MalRnahmen der Lander nicht zugreifen, sodass auch deshalb EU-Zahlungen ausbleiben
koénnten.

Bei der Anpassung und Aufstockung des DARP sollte das BMF daher zumindest fir die neuen
MalRnahmen Aufgaben- und Finanzverantwortung so weit wie moglich zusammenfihren
und so den Anreiz bei den verantwortlichen Stellen erhéhen, eine erfolgreiche Umsetzung
ihrer Mallnahmen sicherzustellen. Hierzu konnte es Haushaltssperren einrichten und die
schrittweise Freigabe von Mitteln an die Ressorts an das Erreichen geeigneter Zwischenziele
knitpfen. Zudem sollte das BMF dem Deutschen Bundestag zum Umsetzungsstand des DARP
und zum Erreichen der Meilensteine und Ziele berichten.

Bei Mallnahmen, die gemeinsam mit den oder durch die Lander umgesetzt werden, sollte
das BMF bei einer Anpassung und Aufstockung des DARP

e geeignete Alternativen bereithalten, die gescheiterte oder gefadhrdete Mallnahmen der
Lander ersetzen kénnen,

e Meilensteine und Ziele so gestalten, dass der Bund einen moglichst groRen Einfluss auf
deren Erreichen hat,
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e sich beim Abschluss von Verwaltungsvereinbarungen einen groRtmaoglichen Einfluss auf
die ordnungsgemale Umsetzung sichern und umfassende Steuerungs- und Kontroll-
rechte zur Bedingung einer Aufnahme von MaRnahmen der Lander in den DARP ma-
chen,

e Verwaltungsvereinbarungen mit den Landern vor Aufnahme der jeweiligen MaBnahmen
in den DARP schliefRen, beziehungsweise deren Abschluss bei der Aufnahme von Mal3-
nahmen in den Plan zur Bedingung machen sowie

o fir die aus der Neuberechnung im Jahr 2022 resultierenden zusatzlichen Zuschiisse von
2,4 Mrd. Euro — nach Mdoglichkeit — vollstandig auf MaBnahmen der Lander verzichten.

Unabhangig von den anstehenden Anpassungen des DARP sollte das BMF die dem Bund ver-
fassungsrechtlich zugebilligten Kontrollrechte nicht den Ressorts tGberlassen, sondern diese
selbst ausliben und voll ausschdpfen.

Stellungnahme des BMF

Das BMF hat mitgeteilt, dass der DARP grundsatzlich tGberzeichnet sei. Das Finanzvolumen
des DARP ubersteige damit die in der ARF fir Deutschland vorgesehenen Mittel. Dadurch
konnten etwaige Risiken bei der Umsetzung des DARP aufgefangen werden. Auch bei der
Aufstockung des DARP infolge der zusitzlich verfiigbaren 2,4 Mrd. Euro sei eine Uberzeich-
nung vorgesehen. Das Finanzvolumen der neu in den DARP aufzunehmenden MalRnahmen
solle daher 2,4 Mrd. Euro Ubersteigen.

Dariber hinaus hat das BMF erklart, dass die Bundesregierung die zusatzlichen 2,4 Mrd.
Euro ausschliefRlich fir MaRnahmen einsetzen mochte, die das BMWK auf Bundesebene um-
setzt. Damit sei der Bund fiir diese Mittel beim Erreichen der Meilensteine und Ziele nicht
von den Landern abhangig. Folglich misse er hier auch keine Verwaltungsvereinbarungen
schliel3en.

AbschliefSende Wiirdigung

Der Bundesrechnungshof hilt die Uberzeichnung des DARP fiir sinnvoll und zweckmaRig, um
bei Bedarf den Wegfall einzelner Mallnahmen kompensieren zu kénnen und eine Vollaus-
schopfung der fir Deutschland vorgesehenen EU-Mittel zu erreichen. Allerdings war der
DARP — bezogen auf die urspriingliche Mittelzuweisung von 25,6 Mrd. Euro — lediglich um
knapp 0,7 Mrd. Euro und damit um weniger als 3 % Uiberzeichnet.3® Dieser Risikopuffer er-
scheint zu knapp bemessen. Denn bereits fiir einzelne MalRnahmen sind EU-Mittel in Milliar-
denho6he vorgesehen, so z. B. 3 Mrd. Euro fiir das Onlinezugangsgesetz. Scheitert eine solche
Maflnahme auch nur teilweise, kann dies dazu fiihren, dass die verbleibenden MalRnahmen
im DARP nicht ausreichen, um alle fiir Deutschland vorgesehenen EU-Mittel auszuschopfen.

39 Council Implementing Decision amending the Council Implementing Decision of 13 July 2021 on the ap-
proval of the assessment of the recovery and resilience plan for Germany (2023/0011(NLE)).
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In der Kabinettsitzung vom 30. August 2023 stimmte die Bundesregierung einer Kabinettvor-
lage*® des BMF zur Aufstockung des DARP zu. Hiernach will die Bundesregierung fiir die zu-
satzlich zugewiesenen Mittel von 2,4 Mrd. Euro MaBnahmen mit einem finanziellen Volu-
men von lediglich 1,7 Mrd. Euro in den DARP aufnehmen. Die Liicke von 0,7 Mrd. Euro will
sie durch die bestehende Uberzeichnung schlieRen. Damit weicht die Bundesregierung von
ihrem Konzept der Uberzeichnung ab. Der Risikopuffer aus der anfianglichen Uberzeichnung
des DARP wird vollstéandig aufgebraucht.

Vor diesem Hintergrund bekraftigt der Bundesrechnungshof seine Empfehlung, Alternativen
zu identifizieren und bereit zu halten, um gescheiterte oder gefdhrdete MalRknahmen erset-
zen zu kénnen. Zudem sollte die Bundesregierung den DARP bei der nichsten geplanten An-
derung abermals liberzeichnen, um den Risikopuffer wieder aufzubauen.

6 IPCEl: Bundesregierung kann wesentliche
Erfolgsvoraussetzung nicht beeinflussen

Sachverhalt

Mit Important Projects of Common European Interest (IPCEI) mochte die Europaische Union
bahnbrechende Innovationen und Infrastrukturvorhaben in grenziberschreitender Zusam-
menarbeit ermdglichen. Voraussetzung flir die Genehmigung von Beihilfen im Rahmen eines
IPCEIl ist unter anderem, dass das IPCEI

e einen wichtigen Beitrag zu den strategischen Zielen der Europdaischen Union leistet und
erhebliche Auswirkungen auf ein nachhaltiges Wachstum hat,

e auf die Behebung eines schwerwiegenden Markt- oder Systemversagens oder auf gesell-
schaftliche Herausforderungen ausgerichtet ist,

e von mindestens vier Mitgliedstaaten durchgefiihrt wird und allen Mitgliedstaaten eine
echte Gelegenheit zur Beteiligung bietet,

e positive Spillover-Effekte*! in der gesamten Europaischen Union bewirkt und

e eine Ko-Finanzierung durch die beteiligten Unternehmen vorsieht.*?

Sind diese Bedingungen erfiillt, kann die EU-Kommission ein IPCEIl trotz des grundsatzlichen
Verbots staatlicher Beihilfen (Artikel 107 AEUV) genehmigen. Solche Beihilfen sollen nicht zu
Wettbewerbsverzerrungen fiihren, sondern stattdessen gleiche Wettbewerbsbedingungen
fur alle Marktteilnehmer im Binnenmarkt erhalten (level playing field).

40 Kabinettvorlage vom 25. August 2023, Entwurf der Erweiterung des Deutschen Aufbau- und Resilienzplans,
Gz. 1 C6-Vw9510/23/10043 :001, Dok. 2023/0822564.

41 Unter einem Spillover-Effekt (Ubertragungseffekt) versteht man in diesem Kontext insbesondere, dass die
positiven Auswirkungen eines Ereignisses oder einer Mallnahme in einem Mitgliedstaat auf andere Mit-
gliedstaaten lbergreifen.

42 BMWK, IPCEI — européisches Beihilfeinstrument fiir eine aktivierende Industriepolitik.
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Zum Start eines IPCEIl entscheiden zuerst Unternehmen auf nationaler Ebene, ob sie in das
IPCEI investieren wollen und erstellen entsprechende Konzepte. Danach erfolgt das natio-
nale Interessensbekundungsverfahren. Hier veréffentlicht das zustandige Ressort eine Be-
kanntmachung im Bundesanzeiger und die Unternehmen reichen Projektskizzen ein, in de-
nen sie das angestrebte Projekt beschreiben sowie darstellen, inwieweit sie hiermit die
IPCEI-Kriterien erfillen. In allen beteiligten Mitgliedstaaten soll dieser Schritt zeitgleich erfol-
gen. Sodann werden die nationalen Projekte ausgewadhlt, die die beteiligten Mitgliedstaaten
im Anschluss in sogenannten Matchmaking-Prozessen zu einem europaischen IPCEI-Gesamt-
projekt verbinden.

In einem nachsten Schritt beginnt das Beihilfegenehmigungsverfahren der EU-Kommission
mit der Pra-Notifizierung. Hierzu reichen die Mitgliedstaaten ihre Unterlagen bei der EU-
Kommission ein. Die EU-Kommission prift auf dieser Grundlage, ob die vorgeschlagenen
Projekte eines IPCEI die Fordervoraussetzungen erfiillen und entscheidet, ob eine Beihilfe
gewahrt werden kann. Gemald Artikel 108 Absatz 3 Satz 3 AEUV (Durchfiihrungsverbot) darf
die Bundesregierung grundsatzlich erst dann nationale Forderbescheide ausstellen, wenn die
EU-Kommission einen abschlieBenden Beschluss erlassen hat.

IPCEl wurden im Jahr 2014 im Beihilferecht etabliert. Sie konnen sowohl iber nationale Mit-
tel als auch Gber EU-Mittel finanziert werden, und damit auch aus der ARF. An dem ersten
IPCEI beteiligten sich Deutschland, Frankreich, Italien, das Vereinigte Kdnigreich und Oster-
reich. Es sollte die Entwicklung neuer mikroelektronischer Produkte mit insgesamt 1,9 Mrd.
Euro fordern. Das Pra-Notifizierungsverfahren mit der EU-Kommission startete im Oktober
2016. Im Dezember 2018 — und damit vor Einrichtung des Wiederaufbaufonds — erteilte die
EU-Kommission schlussendlich die beihilferechtliche Genehmigung.*®

Die Bundesregierung mochte drei IPCEI teilweise aus dem DARP finanzieren:

e  Fir das IPCEl ,,Wasserstoff“ hat sie 1,5 Mrd. Euro im DARP vorgesehen. Mit diesem IPCElI
mochte sie den Markthochlauf von Wasserstofftechnologien unterstiitzen.

e  Fir das IPCEl ,,Mikroelektronik” hat sie 1,5 Mrd. Euro im DARP vorgesehen. Dieses IPCEI
soll europdische Wertschopfungsketten in der Mikroelektronik starken.

e  Fir das IPCEl ,,Cloud” hat sie 750 Mio. Euro im DARP vorgesehen. Dieses IPCEI soll
Cloud- und Edge-Infrastrukturen, -Services und -Plattformen férdern.

Bei allen drei IPCEI (ibernimmt Deutschland, teils gemeinsam mit Frankreich, eine koordinie-
rende Rolle.

Die Bundesregierung hat Auszahlungen aus der ARF im DARP konkret an das Erreichen von
Meilensteinen und Zielen der drei IPCEI gekniipft. Diese Meilensteine und Ziele miissen die

43 Bundesrechnungshof, AbschlieBende Mitteilung an das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz
Uber die Prifung der Férderung der Mikroelektronik fiir die Digitalisierung, Gz. 11l 1 - 2021 - 0357 vom
16. Dezember 2022.
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IPCEI nach ihrem Start erreichen, damit Deutschland die Zahlungstranchen aus der ARF voll-
standig erhalt.

Zu einem GroRteil kann die Bundesregierung die fiir die drei IPCEl im DARP vereinbarten
Meilensteine und Ziele erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch die EU-Kom-
mission erreichen. Beispielsweise plante die Bundesregierung fiir das IPCEl ,,Wasserstoff”,

e bis zum 1. Quartal 2022 erste Forderbescheide auszustellen,

e  bis zum 4. Quartal 2025 eine Evaluierung der Auswirkungen der Beihilfe vorzunehmen,

e  biszum 3. Quartal 2026 mindestens 1,5 Mrd. Euro in Ubereinstimmung mit den Férder-
bescheiden bereitzustellen und

e  bis zum 3. Quartal 2026 mindestens 300 Megawatt (MW) Elektrolyseleistung zu schaf-
fen.

Zwischenzeitlich zeigten sich bei allen drei IPCEl Umsetzungsrisiken, die aus Verzogerungen
im Pra-Notifizierungsverfahren durch die EU-Kommission resultieren. Die Bundesregierung
geht davon aus, dass diese Verzogerungen mit hoher Wahrscheinlichkeit auch weitere Ver-
zogerungen bei der Projektumsetzung nach sich ziehen werden. Zudem muss die Bundesre-
gierung nach einer positiven Beihilfeentscheidung durch die EU-Kommission erst eine Pri-
fung aller Detailfragen vornehmen. Zwischen der beihilferechtlichen Genehmigung und der
Ausstellung von Forderbescheiden kdnnten dadurch weitere Monate vergehen. Gestorte Lie-
ferketten kdnnten zu weiteren Verzogerungen fihren.%

Insgesamt konnen durch diese Verzogerungen auch im DARP vereinbarte Meilensteine und
Ziele, die sich etwa auf die Ausstellung von Férderbescheiden oder die Evaluation von Pro-
jekten beziehen, erst verspatet erreicht werden.

Die Bundesregierung mochte hierauf reagieren, indem sie bei der Anpassung des DARP die
Umsetzungsfristen bei verzogerten Meilensteinen und Zielen verlangert. Einige Fristen fallen
aber bereits mit dem Laufzeitende der ARF im Jahr 2026 zusammen. Hier ist eine Fristverlan-
gerung nicht moglich. In diesen Fallen moéchte die Bundesregierung das vorgesehene Zielni-
veau reduzieren. Im Fall des IPCEI ,,Wasserstoff“ mdchte sie beispielsweise lediglich 100 MW
— anstelle der urspriinglich vorgesehenen 300 MW — Elektrolyseleistung schaffen. Fiir die an-
deren IPCEl méchte sie insbesondere die fir das Jahr 2026 avisierten Mittelabflussziele redu-
zieren.

Bewertung

Die Bundesregierung kann die planmaRige Umsetzung der IPCEI nicht steuern. Denn das Er-
reichen der Meilensteine und Ziele hangt auch von Faktoren ab, die die Bundesregierung
nicht beeinflussen kann. So entscheidet z. B. die EU-Kommission mit der Bewilligung der Bei-
hilfe Gber eine wesentliche Erfolgsvoraussetzung. In der Konsequenz mochte die Bundesre-
gierung bereits das Zielniveau fir ihre im DARP vorgesehenen IPCEl reduzieren.

4 Risikoanalyse S. 23.

30



Mit der Aufnahme der IPCEl in den DARP sind erhebliche Risiken fiir den Bundeshaushalt
verbunden. Denn einerseits kénnen Meilensteine und Ziele nur bis zum Jahr 2026 verscho-
ben werden. Eine weitere Verlangerung der Fristen lasst die ARF-Verordnung nicht zu. Wenn
die vorgesehenen Meilensteine und Ziele bis dahin nicht erreicht sind, verfallen die fiir
Deutschland vorgesehenen Zahlungen aus der ARF endgliltig.

Andererseits haben sich infolge der Verzégerungen seit dem Jahr 2021 bereits erhebliche
Preissteigerungen fiir die IPCEI-Projekte ergeben.* Da die EU-Kommission aktuell fur die im
Notifizierungsprozess befindlichen Projekte keine Erh6hung der Projektkosten zuldsst, mus-
sen Unternehmen etwaige Mehrkosten womaoglich selbst tragen. In der Folge kdnnten sie
sich aus den Projekten zuriickziehen. Auch das kdnnte dazu flihren, dass die Bundesregie-
rung Meilensteine und Ziele der IPCEI nicht erreicht und Zahlungen aus der ARF an den Bun-
deshaushalt ausbleiben.

Grundsatzlich erscheint es sinnvoll, IPCEI Gber EU-Mittel zu finanzieren. Denn dies erlaubt
auch kleineren und finanzschwacheren Mitgliedstaaten, sich an diesen Projekten zu beteili-
gen. So kann allen Mitgliedstaaten wie gefordert tatsdchlich ermoglicht werden, sich an die-
sen landeriibergreifenden Projekten zu beteiligen. Auerdem legt auch die Ausrichtung die-
ser Projekte auf mehrere Mitgliedstaaten eine EU-Finanzierung nahe. Die ARF mit ihrer
festen Umsetzungsfrist bis zum Jahr 2026 erscheint aber fiir eine Finanzierung der IPCEI -
angesichts der langen Vorlaufzeiten und der vielen Unwagbarkeiten — nicht geeignet. Der
Bundesregierung hatte dieses Umsetzungsrisiko aufgrund der Erfahrungen aus den Beihilfe-
verfahren bei anderen IPCEI bewusst sein miissen.

Bei der nachsten Anpassung des DARP sollte die Bundesregierung daher soweit moglich Mit-
tel aus den IPCEl in andere MaBnahmen umschichten. Dadurch wiirde sie nicht nur die Risi-
ken fur den Bundeshaushalt reduzieren. Vielmehr kénnte sie sich auch aus dem starren Kor-
sett der ARF 16sen und die Umsetzungsfristen fiir die IPCEI flexibler ausgestalten. Das wiére
mit Blick auf das Risiko bei innovativen GroBprojekten wie den IPCEl sachgerecht. Die Bun-
desregierung sollte sich dafiir einsetzen, IPCEIl aus anderen EU-Programmen oder aus dem
EU-Haushalt zu finanzieren.

Stellungnahme des BMF

Das BMF hat widersprochen, dass die Bundesregierung wesentliche Erfolgsvoraussetzungen
bei der Umsetzung der IPCEI nicht beeinflussen konne. Es hat hierzu erklart, es erkenne zwar
an, dass IPCEI der Bewilligung durch die EU-Kommission bediirften. Es sei auch zutreffend,
dass sich die Beihilfegenehmigungsverfahren der EU-Kommission bei den IPCEl verzogert
hatten und sich dadurch die Projektdurchfiihrung verschiebe. In der Folge werde die Bun-
desregierung jedoch die betroffenen Meilensteine und Ziele anpassen. Der Erfolg der IPCEI
werde daher weder durch die Verzogerung noch durch die Anpassung in der Substanz be-
rihrt.

4> Bundestagsdrucksache 20/4522 vom 17. November 2022, Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine An-
frage, Nummer 8.
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Eine Herausnahme der IPCEl aus dem DARP sei — so das BMF weiter — auch wegen der ande-
ren beteiligten Mitgliedstaaten keine Option. Hinzu komme, dass die EU-Kommission die
Mitgliedstaaten ausdriicklich aufgefordert habe, IPCEI in die nationalen Aufbau- und Resili-
enzplane aufzunehmen. Mit Blick auf die politische Bedeutung landeribergreifender Mal3-
nahmen sei die Bundesregierung dieser Aufforderung gefolgt.

Abschliefsende Wiirdigung

Die Bundesregierung hatte die langen Vorlaufzeiten und Unwagbarkeiten bei den IPCEI bei
ihrer Entscheidung tiber die Aufnahme dieser innovativen GroRRprojekte in den DARP beriick-
sichtigen missen. Dadurch héatte sie Haushaltsrisiken vermeiden kdnnen, die durch unvoll-
standige Auszahlungen aus der ARF entstehen kdnnten.

Das Erreichen der im DARP fiir die IPCEI festgelegten Meilensteine und Ziele kann die Bun-
desregierung nicht allein steuern. Denn ohne die Beihilfegenehmigung der EU-Kommission
kann die Bundesregierung diese GroBprojekte noch nicht einmal beginnen. Mit Blick auf die
feste Umsetzungsfrist der ARF bis 2026 und das sich schlieBende Zeitfenster sieht der Bun-
desrechnungshof hier erhebliche Risiken fiir die Auszahlung aus der ARF. Behilt die Bundes-
regierung die Meilensteine und Ziele fir die IPCEl im DARP bei, wird sie diese Risiken nicht
nennenswert reduzieren kénnen.

Dem Bundesrechnungshof ist die politische Bedeutung landeribergreifender Mallnahmen
natirlich bewusst. Die Empfehlung lautet daher auch nicht, die IPCEI nicht durchzufihren.
Vielmehr geht es darum, die sich aus den Umsetzungsrisiken bei den IPCEIl ergebenden nega-
tiven Auswirkungen auf den Bundeshaushalt zu reduzieren. Dazu sollten die IPCEl soweit
moglich aus dem DARP herausgelost und tiber andere EU-Programme finanziert oder die
Meilensteine und Ziele im DARP —in Abstimmung mit der EU-Kommission — realistischer ge-
wahlt werden. Diese Anpassung der Meilensteine und Ziele sollte insbesondere die enge
Umsetzungsfrist sowie den fehlenden Einfluss der Bundesregierung auf den zeitlichen Ablauf
des Beihilfegenehmigungsverfahrens beriicksichtigen.

7 Fazit

Die Mitgliedstaaten miissen vorab festgelegte Meilensteine und Ziele erreichen, um EU-Mit-
tel aus der ARF zu erhalten (,leistungsbasierte Budgetierung”). Angesichts des enormen fi-
nanziellen Volumens der ARF zahlt die Europaische Union damit bereits jetzt einen wesentli-
chen Anteil ihrer Mittel auf Basis der leistungsbasierten Budgetierung aus. Auch in den
Struktur- und Kohasionsfonds konnen die Mitgliedstaaten seit dem Jahr 2019 die Auszahlung
von Mitteln zu einem kleinen Teil an das Erreichen von Meilensteinen und Zielen knipfen.
Zudem wird die leistungsbasierte Budgetierung auch fiir neue EU-Instrumente
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vorgeschlagen.?® In Zukunft kdnnte die Bedeutung der leistungsbasierten Budgetierung da-
mit weiter zunehmen und bei EU-Programmen zum vorherrschenden Férdermodell werden.

In der Theorie bietet die leistungsbasierte Budgetierung eine Reihe von Vorteilen. Denn die

Verknipfung von Zahlungen mit dem Erreichen von Meilensteinen und Zielen kann

e den Anreiz zur erfolgreichen Umsetzung von MalRnahmen bei den verantwortlichen
Stellen erhdhen,

e die kosteneffiziente Umsetzung von MalRnahmen fordern und

e die Transparenz hinsichtlich des Erfolgs von MaRnahmen sowohl fiir den Haushaltsge-
setzgeber als auch fiir die Offentlichkeit starken.

Mit Blick auf die festgestellten Schwachen des DARP hat der Bundesrechnungshof aber Zwei-
fel an der Zukunftsfahigkeit der leistungsbasierten Budgetierung in Deutschland. Denn in der
derzeitigen Ausgestaltung fallen die Verantwortung fiir die Umsetzung der MalRnahmen und
die Budgetverantwortung auseinander. Selbst wenn ein Ressort oder ein Land ,seine” Mei-
lensteine und Ziele nicht erreicht, verliert es grundsatzlich keine Mittel aus seinem Gestal-
tungsspielraum.*” Denn der Gesamthaushalt fangt die ausbleibenden EU-Mittel auf. Hinzu
kommt, dass die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag bislang nicht liber das Errei-
chen der Meilensteine und Ziele berichtet.

Damit

e fehlt bei den fir die jeweiligen MaRnahmen zustandigen Ressorts oder Landern der An-
reiz, die erfolgreiche Umsetzung ,ihrer” MaBnahmen und das Erreichen von Meilenstei-
nen und Zielen aktiv voranzutreiben,

e sinkt zudem der Anreiz fiir die Ressorts oder Lander, MaBhahmen kosteneffizient umzu-
setzen und

e st flir den Haushaltsgesetzgeber nicht ersichtlich, warum eine Zahlung aus der ARF aus-
bleibt oder sich verzogert und welche Stellen hierfiir verantwortlich sind.

Im Ergebnis kann die derzeitige Ausgestaltung der leistungsbasierten Budgetierung im DARP
das Potenzial dieses Instruments nicht voll ausschopfen.

Das BMF muss den Anreizmechanismus der leistungsbasierten Budgetierung in den Bundes-
haushalt Gbertragen. Hierzu sollte es die bestehenden Haushaltsinstrumente nutzen, um
Aufgaben- und Finanzverantwortung zusammenzufiihren und so den Anreiz bei den verant-
wortlichen Stellen fiir eine erfolgreiche Umsetzung ihrer MalRnahmen erhéhen. Denkbar
ware etwa, bei laufenden Mallnahmen Haushaltssperren auszubringen und die schrittweise
Freigabe von Mitteln an die Ressorts an das Erreichen geeigneter Zwischenziele zu knlpfen.

46 S0 soll z. B. auch REPowerEU leistungsbasiert ausgestaltet werden. Als Reaktion auf die russische Invasion in
der Ukraine mochten die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten mit REPowerEU ein neues EU-Instru-
ment einrichten. REPowerEU soll die Mitgliedstaaten bei Investitionen und Reformen unterstitzen, die die
Unabhangigkeit von russischen Rohstoffen fordern. Ein Trilog-Kompromiss zu REPowerEU wurde im Dezem-
ber 2022 erreicht. Die REPowerEU-Verordnung ist Anfang 2023 in Kraft getreten.

47 Dies gilt nicht unbedingt, wenn der Mittelabfluss selbst als Ziel vereinbart wurde. Ein solches Ziel wiirde das
Instrument einer leistungsbasierten Budgetierung aber konterkarieren.
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Zudem sollte das BMF dem Deutschen Bundestag zusatzlich zu den bereits bestehenden Be-
richtspflichten regelmaRig zum Umsetzungsstand der MalRnahmen und zum Erreichen der
Meilensteine und Ziele berichten. Dabei sollte es auch darlegen, welche Ressorts durch nicht
erreichte Meilensteine und Ziele Mindereinnahmen aus der ARF verursacht haben. Der
Haushaltsgesetzgeber konnte diese Informationen dazu nutzen, um im Folgejahr Kiirzungen
in den Einzelpldanen der fir diese Mindereinnahmen verantwortlichen Ressorts vorzuneh-
men. In der Konsequenz miissten die Ressorts dann damit rechnen, ausbleibende Zahlungen
aus der ARF in ihrem jeweiligen Einzelplan kompensieren zu miissen. Auch das konnte den
Anreiz fiir eine erfolgreiche Umsetzung der MaRBnahmen bei den verantwortlichen Stellen
erhohen.

Dr. Mahring Demir

34



	0 Zusammenfassung 
	1 Vorbemerkungen 
	2 Plan für die Umsetzung der ARF in Deutschland 
	3 Anlass und Ziel des Berichts 
	4 Stand der Umsetzung des DARP 
	5 Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten fehlen: Haushaltsrisiken für den Bund 
	5.1 BMF kann Maßnahmen der Ressorts nicht übergreifend steuern 
	5.2 BMF kann Maßnahmen der Länder nicht steuern 
	5.3 BMF kann Maßnahmen der Länder nicht kontrollieren 
	5.4 Zusammenfassende Bewertung 

	6 IPCEI: Bundesregierung kann wesentliche Erfolgsvoraussetzung nicht beeinflussen 
	7 Fazit 

